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Lage und Entwicklung des berufsbildenden Schulwesens 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft ■ — Kab/ 
Parl/IIIB 5 — 0103 — 2 — 38/86 — hat mit Schreiben vom 
11. Juni 1986 die Große Anfrage namens der Bundesregierung 
wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 

Die Bundesregierung mißt dem berufsbildenden Schulwesen 
hohe Bedeutung zu. Sie hat die Aufgaben und die besondere 
Verantwortung beruflicher Schulen vor allem angesichts ge- 
genwärtiger und absehbarer technischer und wirtschaftlicher 
Entwicklungen wiederholt hervorgehoben. Bundeskanzler 
Dr. Kohl hat für den jüngsten (1984) der alle drei Jahre statt- 
findenden „Deutschen Berufsschultage“ zum Ausdruck ge- 
bracht, daß die beruflichen Schulen gerade in der gegenwärti- 
gen Situation einen unverzichtbaren Beitrag zur Sicherung 
des hohen, international anerkannten Qualitätsstandards un- 
serer Berufsbildung und zur Zukunftssicherung imseres Lan- 
des leisten. Auch der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft hat insbesondere vor dem „Deutschen Berufsschultag“, 
auf Landesberufsschultagen und Pressekonferenzen die Rolle 
und die bedeutsamen Leistungen beruflicher Schulen, insbe- 
sondere der Teilzeit-Berufsschule und der beruflichen Voll- 
zeitschulen angesichts der stark gestiegenen Anzahl der Ju- 
gendlichen in Berufsausbildung hervorgehoben. Die Heraus- 
forderung der geburtenstarken Jahrgänge hat hohe Anforde- 
rungen sowohl an die ausbildende Wirtschaft als auch an die 
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beruflichen Schulen gestellt. An der erfolgreichen Bewälti- 
gung dieser Herausforderung haben die beruflichen Schulen 
wesentlichen Anteil. Den beruflichen Schulen und ihren Leh- 
rern gebührt Dank. 

Die Bundesregierung ist sich der Tatsache bewußt, daß das 
berufliche Schulwesen nach dem Grundgesetz Aufgabe der 
Länder ist. Die Bundesregierung würdigt die besonders in den 
letzten Jahren erhöhten finanziellen Anstrengungen der Län- 
der und der Kommunen für den Bau oder die Erweiterung 
beruflicher Schulen und deren Ausstattung mit modernen Ma- 
schinen, Labors, Lehrmitteln sowie für die verbesserte Aus- 
stattung mit Lehrpersonal, die sich auch in der geringer ge- 
wordenen durchschnittlichen Klassengröße und der verbes- 
serten Schüler-Lehrer-Relation ausdrückt. 

Die Bundesregierung hebt das Engagement der Lehrer im 
beruflichen Schulwesen hervor, deren Leistungsfähigkeit auf 
fachlichem, didaktischem und unterrichtsmethodischem Ge- 
biet infolge der raschen Modernisierung der Unterrichtsin- 
halte vor allem durch den technischen Wandel und infolge der 
zunehmenden Heterogenität der Schüler (insbesondere durch 
höhere Vorbildung der Schüler, höheres Durchschnittsalter 
und ausländische Schüler) in besonderer Weise herausgefor- 
dert wird. 

Wegen der Bedeutung des beruflichen Schulwesens für die 
Weiterentwicklung der beruflichen Bildung fördert der Bund 
zusammen mit den Ländern im Rahmen der gemeinsamen 
Bildimgsplanung Modellversuche z. B. zur Entwicklung neuer 
oder modernisierter Curricula, Unterrichtshilfen, Lehr- und 
Prüfmethoden sowie neuer Bildungsgänge an beruflichen 
Schulen, zur Aus- und Fortbildung der Lehrer sowie zur Inte- 
gration neuer Technologien in den Unterricht. Modellversuche 
im Bereich des beruflichen Schulwesens sind ein Förder- 
schwerpunkt der Bund-Länder-Kommission für Bildungspla- 
nung und Forschungsförderung (BLK). Von 1982 bis Ende 
1985 wurden insgesamt rd. 53 Mio. DM für solche Vorhaben in 
beruflichen Schulen und ihre wissenschaftliche Begleitung 
bewilligt. Das waren rd. 40% der insgesamt für Modellvorha- 
ben der beruflichen Bildung bewilligten Mittel. Im Rahmen 
der Zonenrandförderung hat der Bund (1980 bis 1985) zudem 
für Bau und Einrichtung von Berufsschulen insgesamt rund 
52 Mio. DM bereitgestellt. Die Forschungsergebnisse des Bun- 
desinstituts für Berufsbildung, dessen Ausgaben aus dem 
Bundeshaushalt aufgebracht werden, werden auch als Mate- 
rial für Entwicklungen im beruflichen Schulwesen genutzt. 

Für den Gesamterfolg der Berufsausbildung im dualen Sy- 
stem ist eine enge Zusammenarbeit und Abstimmung von 
betrieblicher Ausbildung und Berufsschule wichtig. Für die 
notwendige Abstimmung von Ausbildungsordnungen des 
Bundes und Rahmenlehrplänen der KMK ist ein Verfahren 
entwickelt worden, das im Zusammenwirken von Bund und 
Ländern intensiv und erfolgreich genutzt wird; Grundlage da- 
für ist das „Gemeinsame Ergebnisprotokoll betr. das Verfah- 
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ren bei der Abstimmung von Ausbildungsordnungen und Rah- 
menlehrplänen im Bereich der beruflichen Bildung zwischen 
der Bundesregierung und den Kultusministern (-Senatoren) 
der Länder“ vom 30. Mai 1972. Bund und Länder stimmen 
darin überein, daß unter dem Dach dieser Koordinierung der 
konkreten Abstimmung vor Ort besondere Bedeutung zu- 
kommt. Die Abstimmung auf Bundesebene kann dafür nur 
den Rahmen setzen. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß die Abstimmung 
von schulischer und betrieblicher Ausbildung eine Vielzahl 
grundsätzlicher und praktischer Probleme aufwirft. Umso 
wichtiger sind enge Kooperation und ständige Zusammenar- 
beit von Schule und Wirtschaft in der beruflichen Bildung. 
Schule und Wirtschaft sind Partner in der Berufsausbildung. 
Partner sind gehalten, nicht gegeneinander, sondern mitein- 
ander zu arbeiten. Das stellt Anforderungen an beide Seiten. 
Die Bundesregierung orientiert ihre Beiträge in diesem Ab- 
stimmungsprozeß an den aus ihrer Sicht prognostizierbaren 
und erwünschten Entwicklungen in der Arbeitswelt. 


1. Wie haben sich die Zahlen der Schüler im berufsbildenden Schulwe- 
sen nach Geschlecht, allgemeinbildendem Schulabschluß und Alter 
sowie in den unterschiedlichen Schulformen und Berufsfeldern seit 
1976 entwickelt? 


Die Entwicklung der Schülerzahl im berufsbildenden Schul- 
wesen und in seinen Schulformen wird vom Statistischen 
Bundesamt regelmäßig veröffentlicht. Sie geht im einzelnen 
aus den Tabellen 1 bis 3 im Anhang hervor. 

Zusammenfassend läßt sich daraus feststellen: 

Die Schülerzahl im berufsbildenden Schulwesen ist insgesamt 
von 1976 (2,239 Mio.) bis 1984 (2,762 Mio.) ständig und biswei- 
len sprunghaft um über eine halbe Million oder 23,4% gestie- 
gen. 


Entwicklung nach Schulformen (Schularten entsprechend der 
Systematik des Statistischen Bundesamtes): 

Der Hauptanteil dieser zahlenmäßigen Expansion entfiel auf 
die Berufsschulen, deren Schülerzahl von 1,585 Mio. (1976) um 
rd. 300 000 auf 1,877 Mio. (1984) stieg. Auch das schulische 
Berufsgrundbildungsjahr (einschließlich Berufsvorberei- 
tungsjahr) hatte mit dem Anstieg von 1976 (44 000) bis 1984 
(rd. 127 000) einen starken Zuwachs auf fast das Dreifache zu 
verzeichnen. Die Schülerzahl der Berufsaufbauschule ist — 
nach einem Zwischenhoch 1980 bis 1982 — abgefallen (1976: 
rd. 23 000, 1984: rd. 12 000). Hohe Zuwachsraten über (40%) ver- 
zeichneten die Berufsfachschulen, in denen 1984 (rd. 400 000) 
120 000 Schüler mehr unterrichtet wurden als 1976 (rd. 
280 000). Leicht fallende Tendenz zeigen die Schülerzahlen an 
Fachoberschulen (1976: 82 000, 1984: 78 000), während die Fach- 
gymnasien (1976: 40 000, 1984: 62 000), die Fachschulen (1976: 
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92 000, 1984: 99 000) und die Schulen des Gesundheitswesens 
(1976: 95 000, 1984: 109 000) zum Teil beträchtliche Zuwächse 
aufzeigen. 


Entwicklung nach Geschlecht: 

Die Anteile von männlichen und weiblichen Schülern im be- 
rufsbildenden Schulwesen haben sich in dem zu betrachten- 
den Zeitraum insgesamt leicht und stetig zugunsten der Schü- 
lerinnen verschoben (1976: 45,0%, 1984: 46,3% weiblich). An die- 
sem Gesamtergebnis sind die einzelnen Schularten in unter- 
schiedlicher Weise beteiligt: Während steigende Tendenzen 
für den Anteil weiblicher Schüler festzustellen sind bei Be- 
rufsschulen (1976: 40,0%, 1984: 41,0%), Berufsaufbauschulen 
(1976: 24,7%, 1984: 32,4%), Fachoberschulen (1976: 27,4%, 1984: 
32,8%), Fachgymnasien (1976: 39,7%, 1984: 41,5%), Fachschulen 
(1976: 41,8%, 1984: 43,9%) und Schulen des Gesundheitswesens 
(1976: 84,4%, 1984: 86,3%), sind fallende Tendenzen für das 
Beruf sgrundbildungsjahr (1976: 50,6%, 1984: 39,2%) und für Be- 
rufsfachschulen (1976: 67,9%, 1984: 66,5%) zu verzeichnen. Der 
relative Rückgang weiblicher Schüler im schulischen Berufs- 
grundbildungsjahr läßt sich wohl hauptsächlich dadurch er- 
klären, daß zunächst das Beruf sgrundbildungsjahr in Berufs- 
feldern mit hohen weiblichen Anteilen ein großes quantitati- 
ves Gewicht hatte und mit der erwähnten BGJ-Ausweitung 
und dem Ausbau anderer Berufsfelder der männliche Anteil 
relativ wuchs. 


Entwicklung nach allgemeinbildendem Schulabschluß: 

Der allgemeinbildende Schulabschluß vor Eintritt in das be- 
rufsbildende Schulwesen hat sich in dem zu betrachtenden 
Zeitraum insgesamt beträchtlich zugunsten des Realschulab- 
schlusses oder gleichwertigen Abschlusses sowie der Fach- 
hochschul- und Hochschulreife verschoben; diese Entwicklung 
war bei Mädchen stärker zu beobachten als bei Jungen. 

1976 bis 1984 sank bei den Jugendlichen ohne Hauptschulab- 
schluß der Anteil der Jungen von 16,3% auf 9,0%, bei Mädchen 
von 11,5% auf 5,1%, für die Jugendlichen mit Hauptschulab- 
schluß bei Jungen von 52,2% auf 44,2%, bei Mädchen ver- 
gleichsweise stärker von 44,2% auf 31,5%. Hingegen stieg der 
Anteil für Jugendliche mit Realschulabschluß oder gleichwer- 
tigem Abschluß bei Jungen von 29,4% auf 39,9% und bei Mäd- 
chen von 40,5% auf 50,6%. Für Absolventen mit Fachhoch- 
schul- und Hochschulreife stieg der männliche Anteil von 2,1% 
auf 6,9%, der weibliche Anteil vergleichsweise stärker von 
3,8% auf 12,8%. 

Besonders deutlich schlägt sich dieser Verlagerungsprozeß 
bei der Berufsschule nieder. Dem entsprechenden Sinken des 
Anteils beider Geschlechter in den Kategorien „ohne Haupt- 
schulabschluß“ und „mit Hauptschulabschluß“ stehen be- 
trächtliche Zuwächse bei „Realschul- oder gleichwertigem Ab- 
schluß“ gegenüber: Bei Jungen um rd. 12% (von 24,4% auf 
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36,6%), bei Mädchen um rd. 15% (von 34,3% auf 49,2%). In der 
Kategorie „Fachhochschul- und Hochschulreife“ waren hier 
die Steigerungsraten am größten (auf rd. das Vierfache zwi- 
schen 1976 und 1984), wobei der Zuwachs bei jungen Frauen 
größer war (von 3,1% auf 14,2%) eils bei jungen Männern (von 
2,1% auf 8,2%). 

Im Beruf sgrundbildungsjahr (einschl. Berufsvorbereitungs- 
jahr) sank der Prozentsatz der Schüler beider Geschlechter 
sowohl ohne als auch mit Hauptschulabschluß leicht, der An- 
teil der Schüler mit Realschulabschluß nahm hier deutlich zu. 
Die Berufsaufbauschulen wurden — der Zielstellung der 
Schule entsprechend — etwa gleichbleibend fast ausschließ- 
lich von Schülern mit Hauptschulabschluß besucht. In den 
Berufsfachschulen stellen die Schüler mit Hauptschulab- 
schluß — bei sinkender Tendenz — gegenwärtig noch knapp 
die Hälfte der Schüler, während der Anteil der Schüler mit 
Realschulabschluß stark zunahm und auch zunehmend Hoch- 
schulberechtigte dort anzutreffen sind. Die Feichoberschulen 
werden — ihren Aufnahmevoraussetzungen entsprechend — 
inzwischen fast ausschließlich von Schülern mit vorausgehen- 
dem Realschulabschluß o. ä. besucht, ebenso die Fachgymna- 
sien. Bei den Fachschulen (einschl. Schulen des Gesundheits- 
wesens) nimmt der Anteil der Schüler mit Hauptschulab- 
schluß ab, der Anteil der (männlichen) Realschulabsolventen 
und der (weiblichen) Hochschulberechtigten besonders stark 
zu. 


Enttoicklung nach dem Alter der Schüler: 

Das Alter der Schüler im benifsbildenden Schulwesen insge- 
samt hat sich von durchschnittlich 17,5 Jahren (1976) auf 18,2 
Jahre (1984) erhöht. Dieses Gesamtergebnis stellt sich nach 
Schuleirten und Geschlecht durchaus unterschiedlich dar: 

Deutlich erhöht ist das durchschnittliche Alter bei den Berufs- 
schülern (männlich: 1976: 17,2 Jahre, 1984: 18,0 Jahre; weiblich: 
1976: 17,0 Jahre, 1984: 18,0 Jahre); etwa gleichbleibende bis 
leicht steigende Tendenz für beide Geschlechter ist vorhanden 
bei Berufsgrundbildungsjahr (1984: männlich: 16,3 Jahre, 
weiblich: 16,4); Berufsfachschule (1984: 17,6/17,4), Fachober- 
schule (1984: 19,9/18,9), Fachgymnasium (1984: 18,3/18,0) und 
Fachschule (1984: 24,1/21,5); leicht unterschiedliche Tendenzen 
nach Geschlechtern sind festzustellen für die Berufsaufbau- 
schulen (männlich: 1976: 19,5, 1984: 20,3; weiblich: 1976: 19,1, 
1984: 18,8) und für Schulen des Gesundheitswesens (männlich: 
1976: 23,2, 1984: 22,9; weiblich: 1976: 19,7, 1984: 20,5). 


Enttoicklung nach Berufsfeldem (hier: „Berufsbereiche“ ge- 
mäß Statistisches Bundesamt): 

Von 1976 bis 1984 ist der Anteil der Schüler in der Berufs- 
schule gestiegen in den Berufsbereichen „Pflanzenzüchter, 
Tierzüchter, Fischereiberufe“ (1984: 2,9%), „Bergleute, Mine- 
ralgewinner“ (0,6%), „Fertigungsberufe“ (46,3%) und „Dienst- 
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leistungsberufe“ (41,8%), etwa gleich geblieben für die „Tech- 
nischen Berufe“ (2,6%) und stark gefallen für die „Sonstigen 
und ohne Angabe“ (einschließlich Arbeitslose und Erwerbstä- 
tige ohne Ausbildungsvertrag) (5,8%). 

Bei den Berufsfachschulen ist in diesem Zeitraum eine be- 
trächtlich fallende Tendenz festzustellen für die „Dienstlei- 
stungsberufe“ (1976: 78,3%, 1984; 69,0%) und stark steigende 
Tendenz für die „Sonstigen und ohne Angabe“ (1976; 2,7%, 
1984: 13,8%). Bei den Schülern der Fachschulen ist ein leichtes 
Ansteigen im Berufsbereich "Pflanzenbauer, Tierzüchter, Fi- 
schereiberufe“ (1984; 7,3%) xmd ein leichtes Abfallen bei den 
„Technischen Berufen“ (1984; 14,0%) zu verzeichnen, die übri- 
gen betroffenen Berufsbereiche sind hier etwa gleichblei- 
bend. 


2. Wie verteilen sich im Vergleich zu den anderen Schulformen die 
Bauinvestitionen im Bereich der Berufsschulen? 


Für die Berufsschulen allein liegen entsprechende Angaben 
nicht vor (Tabelle 4). Die öffentlichen Bauausgaben der Län- 
der, Gemeinden und Zweckverbände (zusammen) für berufli- 
che Schulen (einschließlich Fachschulen) sind seit Mitte der 
70er Jahre stark gesteigert worden und erreichen seit Anfang 
der 80er Jahre einen Anteil von rd. 30% der jährlichen Bau- 
ausgaben für alle Schulen: 


Übersicht 1 

Bauausgaben für berufsbildende Schulen im Vergleich (1000 DM) 


Jahr 

alle Schulen 
TDM 

Allgemein- 

bildende 

Schulen 

Berufsbildende Schulen 


%i) 

1970 

3 579 074 

3 318 624 

260 450 

7,28 

1975 

6 619 017 

5 917 589 

701428 

10,60 

1980 

5 762 070 

4 158 131 

1 603 939 

27,84 

1981 

5 560 319 

3 946 217 

1 614 102 

29,03 

1982 

4 675 500 

3 317 842 

1 357 658 

29,04 

1983 

3 659 590 

2 581 232 

1 078 358 

29,47 

1984* 

3 265 000 

2 285 000 

980 000 

30,02 

1985* 

3 463 000 

2 453 000 

1 010 000 

29,17 


1) Anteil an den Gesamtausgaben Quelle: Statistisches Bundesamt 

* Haushaltsansätze 
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3. Welche Meßzahlen liegen vor für die 

— durchschnittliche Klassengröße, 

— Schüler/Lehrer-Relation 

bezogen auf die Teilzeit-Berufsschulen und die unterschiedlichen 
Vollzeit-Berufsschulen? 


Klassengröße 

In den Berufsschulen (berufliche Teilzeitschulen) blieb die 
Anzahl der Schüler pro Klasse (Klassengröße) im betrachte- 
ten Zeitraum etwa gleich (bei 22,9), im Berufsgrundbildungs- 
jahr hat sie — nach einem Anstieg bis 1981 — nun wieder fal- 
lende Tendenz (1984; 22,5); bis 1984 ist sie in den übrigen 
Schularten Berufsaufbauschule (19,7), Berufsfachschule (22,4), 
Fachoberschule (21,4) und Fachschulen (20,8) z. T. deutlich ge- 
sunken. 


Übersicht 2 

Schüler pro Klasse an berufsbildenden Schulen 1975 bis 1984 


Schulart 

Jahr 

1975 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

Berufsschulen 

23,1 

23,2 

22,9 

22,9 

22,9 

22,9 

Berufsgrundbildungs- 
jahr 

21,4 

22,6 

23,3 

23,1 

22,8 

22,5 

Berufsaufbauschulen . . 

21,7 

22,7 

22,6 

22,6 

20,5 

19,7 

Berufsfachschulen 

23,7 

23,2 

23,4 

23,6 

23,0 

22,4 

Fachoberschulen 

23,4 

23,2 

24,0 

24,1 

22,7 

21,4 

Fachschulen 

23,8 

21,4 

22,0 

21,9 

21,5 

20,8 


Quelle: KMK 


Schüler/Lehrer-Relation 

Die Anzahl der Schüler pro Lehrer war im betrachteten Zeit- 
raum im Bundesdurchschnitt insbesondere in den beruflichen 
Teilzeitschulen (1984; 50,7), aber auch in den beruflichen Voll- 
zeitschulen (1984; 13,8) deutlich rückläufig. 


Übersicht 3 


Schüler pro Lehrer an berufsbildenden Schulen 1975 bis 1984 


Schulgattung 

Jahr 

1975 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

Berufliche 







Teilzeitschulen 

56,2 

54,3 

52,4 

51,5 

51,3 

50,7 

Berufliche 







Vollzeitschulen 

15,1 

14,4 

14,6 

14,7 

14,3 

13,8 


Quelle: KMK 
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Die Streubreite zwischen den Ländern ist gleichwohl noch 
beträchtlich: Bei den beruflichen Teilzeitschulen (1984) zwi- 
schen 35,8 und 67,4, bei den beruflichen Vollzeitschulen (1984) 
zwischen 11,0 und 15,8. 

Eine nähere Aufschlüsselung der o. g. Bundesdurchschnitts- 
zahlen nach Ländern ist aus den Tabellen 5 und 6 im Anhang 
ersichtlich. 

Bei einer Bewertung dieser Länder-Angaben ist zu berück- 
sichtigen, daß das Erhebungs- und Berechnungsverfahren 
nicht ländereinheitlich ist und Unterschiede auch auf diver- 
gierende Modalitäten bei der Einbeziehung von Teilzeitkräf- 
ten, nebenamtlichen Lehrkräften, Lehrkräften für den fach- 
praktischen Unterricht etc. beruhen können. Insbesondere in 
den beruflichen Teilzeitschulen wird die Schüler-Lehrer-Rela- 
tion erheblich durch den Umfang des Berufsschulunterrichts 
(Berufsschulstunden je Woche) beeinflußt. Die Schüler-Leh- 
rer-Relation kann daher nur unter großen Vorbehalten zur 
Beurteilung der Situation in den beruflichen Schulen heran- 
gezogen werden. 


4. Wie bewertet die Bundesregierung die Bedeutung der berufsbilden- 
den Schulen im Berufsbildungssystem, und zwar differenziert nach 
Schulen im Bereich der beruflichen Grundbildung, Teilzeitberufs- 
schulen im dualen System, vollzeitschulische Ausbildung nach dem 
Berufsbildungsgesetz und Berufsfachschulen, die Ausbildungsberufe 
entsprechend dem Berufsbildungsgesetz, Assistentenberufe oder die 
einen Abschluß außerhalb des Berufsbildungsgesetzes vermitteln? 


Schulen im Bereich der beruflichen Grundbildung 

Zur Vermittlung beruflicher Grundbildung haben sich zwei 
Hauptformen herausgebildet: Das Beruf sgrundbildungsjahr 
(BGJ) in kooperativer Form im dualen System (BGJ/k) und 
das BGJ in vollzeitschulischer Form (BGJ/s). In manchen Re- 
gionen ist das BGJ/s für bestimmte Berufsfelder flächendek- 
kend als Pflichtschuljahr eingeführt worden. Daneben wird 
berufliche Grundbildung regional auch in einjährigen Berufs- 
fachschulen (z. B. für das Kfz-Handwerk) vermittelt, deren 
Schüler oft durch einen „Vorvertrag“ mit dem künftigen Aus- 
bildungsbetrieb anschließend einen Ausbildungsplatz erhal- 
ten. 

Sowohl zum BGJ/s wie zum BGJ/k hat die Bundesregierung 
zur Entwicklung und Erprobung beruflicher Grundbildung 
Modellversuche gefördert, deren Ergebnisse ausgewertet wur- 
den. Die Bundesregierung bevorzugt grundsätzlich das BGJ in 
der kooperativen Form (BGJ/k) im dualen System (s. auch 
Antwort zu Frage 13). Die Bundesregierung verkennt dabei 
nicht, daß sich regional und berufsfachlich auch Formen voll- 
zeitschulischer beruflicher Grundbildung bewährt haben. 
Nach rd. einem Jahrzehnt zügiger Expansion (1971/72: 4 000, 
1975/76: 20 000, 1980/81: 63 000, 1983/84: 86 000) befanden sich 
im Schuljahr 1984/85 rd. 85 000 Schüler im BGJ/s. 
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Das Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) hat nach ebenfalls zügi- 
gem Ausbau (1973/74: 4 500, 1975/76: 13 000, 1980/81: 47 000, 
1983/84: 45 000, 1984/85: 42 000 Schüler) seinen Gipfelpunkt 
überschritten und behält offensichtlich in etwa das erreichte 
quantitative Niveau bei. Im BVJ können Jugendliche mit schu- 
lischen Defiziten oder spezifischen Leistungsbeeinträchtigun- 
gen sowohl für die Aufnahme eines Ausbildungsverhältnisses 
vorbereitet werden als auch den Hauptschulabschluß nach- 
träglich erwerben. 


Teilzeitberufsschulen im dualen System 

Die Teilzeitberufsschule leistet als ein Kernbereich des beruf- 
lichen Schulwesens unverzichtbare Beiträge zur Berufsausbil- 
dung im dualen System. Sie ist für den fachtheoretischen 
Unterricht und die Fortführung der Allgemeinbildung der 
Partner der Ausbildungsbetriebe im dualen System der Be- 
rufsausbildung und muß unter den beruflichen Schulen in 
hohem Maße — ebenso wie die Ausbildungsbetriebe — die 
demographischen Entwicklungen und den technisch-organisa- 
torischen Wandel berücksichtigen. Von der Berufsschule wird 
daher in besonderem Ausmaß sowohl organisatorische und 
inhaltliche Flexibilität als auch Kooperationsbereitschaft mit 
den Ausbildungsbetrieben erwartet. 

Die Bundesregierung begrüßt die bisherigen Anstrengungen 
der Länder zur fachlichen Verbesserung des Berufsschulun- 
terrichts durch Einrichtung leistungsfähiger Fachklassen. 

Die Bundesregierung anerkennt, daß Funktion und Bedeu- 
tung der Berufsschule ohne das Engagement des Lehrperso- 
nals nicht ihren jetzigen Stand erreicht hätten; an die Lehrer 
der Berufsschule — die zudem auch in anderen Arten des 
beruflichen Schulwesens unterrichten — werden infolge ver- 
größerter Menge und Komplexität der Unterrichtsinhalte so- 
wie vergrößerter Heterogenität der Schüler (insbesondere 
mehr Schüler mit Abitur, Realschulabschluß u. ä. sowie aus- 
ländische Jugendliche) zunehmend höhere Anforderungen in 
fachlicher, didaktischer und unterrichtsmethodischer Hin- 
sicht gestellt. 


Berufliche Vollzeitschulen 

Berufsfachschulen, die eine Ausbildung vermitteln, für die im 
dualen System eine anerkannte Ausbildungsordnung exi- 
stiert, und die sich nach den in der Ausbildungsordnung fest- 
gelegten Anforderungen richten, „ersetzen“ insoweit eine Aus- 
bildung im dualen System. Die Absolventen solcher Vollzeit- 
schulen legen ihre Abschlußprüfung vor dem Prüfungsaus- 
schuß der zuständigen Stelle ab („Externenprüfung“) oder be- 
dürfen einer Rechtsverordnung für die Gleichstellung ihres 
an der Berufsfachschule erworbenen Zeugnisses mit dem 
Zeugnis über das Bestehen der Abschlußprüfung vor dem Prü- 
fungsausschuß der zuständigen Stelle. 
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Nach Auffassung der Bundesregierung haben solche berufli- 
chen Vollzeitschulen ihre längerfristige Bedeutung in selte- 
nen, aber wichtigen Einzelberufen, für die es (meist traditio- 
nell) kein oder kaum ein betriebliches Ausbildungsangebot 
gibt; sie haben ihre kürzerfristige Bedeutung in Zeiten ange- 
spannten Ausbildungsstellenmarktes insbesondere in Regi- 
onen mit entsprechendem Arbeitskräftebedarf, aber gleichzei- 
tig zu geringem Angebot an betrieblichen Ausbildungsplät- 
zen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung haben auch berufliche 
Vollzeitschulen, die für Berufe außerhalb des Berufsbildungs- 
gesetzes (sog. „Schulberufe“, einschließlich „Assistentenberu- 
fe“) ausbilden, eine wichtige und unverzichtbare Funktion im 
System der Berufsbildung, soweit sie qualitativ für die gegen- 
wärtigen und absehbaren Anforderungen der Berufspraxis 
und quantitativ entsprechend dem Bedarf des Arbeitsmarktes 
ausbilden. Die Bundesregierung fördert Modellversuche zur 
Entwicklung und Erprobung neuer Assistenten-Bildungs- 
gänge im beruflichen Schulwesen insbesondere für den Be- 
reich der Informations- und Kommunikationstechniken. 


5. Wieviel Stunden des Berufsschulunterrichts werden in welchen all- 
gemeinbildenden Fächern und in den berufsbildenden Fächern, je- 
weils nach Bundesländern unterschieden, erteilt? 


Für eine Aufgliederung der in Berufsschulen erteilten Unter- 
richtsstunden nach berufsbildenden Fächern und allgemein- 
bildenden Fächern liegen keine veröffentlichten amtlichen 
Zahlen vor. Schätzungen gehen von durchschnittlich rund 
zwei Drittel der Unterrichtszeit bei berufsbildenden und rund 
ein Drittel bei allgemeinen Fächern aus, wobei im Einzelfall 
die Abgrenzung, welche Fächer allgemeine Fächer und welche 
Fächer berufsbildende Fächer sind, unterschiedlich beurteilt 
wird. 

Bei der Abstimmung von Ausbildungsordnungen und Rah- 
menlehrplänen gehen Bund und Länder von 7 ± 1 Wochen- 
stunden für den fachbezogenen Unterricht aus. 

Die tatsächlich erteilten Unterrichtsstunden (berufsbildende 
und allgemeinbildende Fächer zusammen) sind in Übersicht 4 
und Tabelle 7 ausgewiesen. 

6. Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, als Alternative zu 
fehlenden Ausbildungsplätzen in der Wirtschaft an den beruflichen 
Schulen zusätzliche Kapazitäten für die Vollzeitausbildung nach 
dem Berufsbildungsgesetz zu schaffen, und welche sachlichen und 
personellen Bedingungen sind dafür Voraussetzung? 

Der Bund ist für die Schaffung von Ausbildungskapazitäten 
an beruflichen Vollzeitschulen nicht zuständig. Berufliche 
Schulen können auf eine „Externen-Prüfung“ (§ 40 BBiG) vor- 
bereiten; die Prüfungszeugnisse beruflicher Schulen können 
den Zeugnissen über das Bestehen der Abschlußprüfung vor 
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Übersicht 4 


Klassen 1984 an Berufsschulen und Berufssonderschulen 
nach wöchentlichen Unterrichtsstunden und Ländern 


Land 

Wochenstunden 

8 Stunden 
und mehr 
% der Klassen 

häufigste 

Angabe 

Anzahl 

Block- 
unterricht 
% der Klassen 

Baden-Württemberg . . . 

69,3 

10 

19,3 

Bayern 

70,1 

9 

23,8 

Hessen 

87,5 

10 

ohne Angabe 

Niedersachsen 

26,1 

6 und 7 

10,5 

Nordrhein-Westfalen . . . 

49,8 

8 

16,5 

Rheinland-Pfalz 

60,9 

8 

19,6 

Saarland 

59,8 

7 und 11 

8,6 

Schleswig-Holstein 

56,0 

8 

13,6 

Berlin 

95,7 

8 

4.3 

Bremen 

ohne Angabe 

ohne Angabe 

ohne Angabe 

Hamburg 

27,1 

12 

68,0 

Bundesgebiet 

58,0 

8 

16,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


der zuständigen Stelle gleichgestellt werden (§ 43 Abs. 1 
BBiG); auf die Antwort zu Frage 4 wird verwiesen. Ausbildung 
nach dem Berufsbildungsgesetz können berufliche Vollzeit- 
schulen nicht leisten. 

Die Bundesregierung ist — insbesondere in der Besprechung 
des Bundeskanzlers mit den Regierungschefs der Länder am 
7. Juni 1984 — dafür eingetreten, daß eine Ausweitung vollzeit- 
schulischer Berufsbildungsgänge, insbesondere mit aner- 
kannten Kammerabschlüssen als vorübergehende Notmaß- 
nahme in engem Zusammenwirken mit der Wirtschaft dann 
erfolgen solle, wenn regionale und sektorale Engpaßbereiche 
dies erfordern. 

Diese Ausweitung sollte nach Auffassung der Bundesregie- 
rung im wesentlichen im Rahmen vorhandener Kapazitäten 
— d. h. durch vorübergehende Umwidmung — erfolgen. Eine 
Kapazitätsausweitung der beruflichen Schulen war hierbei 
angesichts der absehbaren Entwicklung der Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen nicht vorgesehen. 

1987 und in den nachfolgenden Jahren wird der Nachfrage- 
rückgang bei Ausbildungsplätzen stärker als in diesem Jahr 
ausfallen. Mittelfristig dürfte der Wettbewerb um Ausbil- 
dungsplätze in einen Wettbewerb um Jugendliche Umschlä- 
gen. Würden angesichts dieser Perspektive zusätzliche Voll- 
zeit-Kapazitäten an beruflichen Schulen geschaffen, so be- 
stünde die Gefahr einer Fehlinvestition. 
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7. Warum ist die Bundesregierung nicht bereit, für den Personenkreis 
in vollzeitschulischer Ausbildung nach dem Berufsbildungsgesetz 
wenigstens eine teilweise sozialversicherungsrechtliche Absiche- 
rung herzustellen? 


Die Zeiten vollzeitschulischer Ausbildung nach Vollendung 
des 16. Lebensjahres können nach geltendem Recht in der 
gesetzlichen Rentenversicherung als Ausfallzeiten rentenstei- 
gernd berücksichtigt werden. Die Bundesregierung sieht 
keine Veranlassung, diese Zeiten anders als sonstige nach 
Vollendung des 16. Lebensjahres liegende Schul-, Fachschul- 
oder Hochschulzeiten zu behandeln. 

Nach § 539 Abs. 1 Nr. 14 Buchstabe c der Reichsversicherungs- 
ordnung sind unter anderem Lernende während der berufli- 
chen Aus- und Fortbildung gesetzlich gegen Arbeitsunfall ver- 
sichert. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf den 
Besuch berufsbildender Schulen. 

Für Kinder, die sich in Schul- oder Berufsausbildung befinden, 
besteht bis zur Vollendung ihres 25. Lebensjahres im Rahmen 
der Mitgliedschaft eines Elternteils in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung Versicherungsschutz. Für diese „Mitversi- 
cherung“ sind keine gesonderten Beiträge zu zahlen. Nach 
Wegfall des Versicherungsschutzes (z. B. durch Überschreiten 
der Altersgrenze) kann die Versicherung freiwillig fortgesetzt 
und dadurch der Versicherungsschutz aufrechterhalten wer- 
den. Die Bundesregierung sieht keinen Grund, von dieser Re- 
gelung abzuweichen und für die Schüler an berufsbildenden 
Schulen eine Krankenversicherungs- und Beitragspflicht ein- 
zuführen. 

Bei den Beratungen der Siebten AFG-Novelle im Deutschen 
Bundestag ist geprüft worden, in das AFG eine Regelung auf- 
zunehmen, wonach diejenigen, die wegen der derzeitigen 
quantitativen Probleme auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
entgegen ihrer ursprünglichen Absicht — oftmals durch Son- 
derprogramme der Länder — auf eine schulische Ausbildung 
unter Einschluß der sogenannten externen Prüfung gemäß 
§ 40 Abs. 3 BBiG bzw. § 37 Abs. 3 HwO verwiesen wurden, im 
Falle ihrer Arbeitslosigkeit nach Abschluß der Berufsausbil- 
dung Arbeitslosenhilfe erhalten können. Eine entsprechende 
Regelung ist wegen der präjudiziellen Wirkung für andere 
Personengruppen und der damit verbundenen finanziellen 
Belastung des Bundes nicht in das Gesetz aufgenommen wor- 
den (Drucksache 10/4483). Die Bundesregierung sieht daher 
gegenwärtig keine Möglichkeit, den Personenkreis in vollzeit- 
schulischer Ausbildung nach dem Berufsbildungsgesetz in 
den Schutz der Arbeitslosenhilfe einzubeziehen. 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung den gegenwärtigen Stand der 
Sachinvestitionen in den berufsbildenden Schulen an Geräten und 
Medien gemessen am Stand der technischen Entwicklung, sieht die 
Bundesregierung den Bildungsauftrag der berufsbildenden Schulen 
gefährdet, weil die Ausstattung der Berufsschulen dem Bedarf an 
neuen Techniken nicht in allen Bereichen angepaßt ist, und welche 


12 



Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Drucksache 10/5652 


Rahmenbedingungen müßten ggf. verändert oder geschaffen wer- 
den, damit eine Ausstattung der Berufsschulen mit neuen Techniken 
gewährleistet ist? 


Für die Ausstattung berufsbildender Schulen sind die Länder 
zuständig. Der Bundesregierung liegen keine umfassenden In- 
formationen über den Grad der Ausstattung der beruflichen 
Schulen mit Geräten und Medien vor. 

Für den Unterricht in der Berufsschule lassen sich Art und 
Umfang der Ausstattungsgegenstände aus den Rahmenlehr- 
plänen ableiten. Die für Berufsschulen notwendigen Ausstat- 
tungen (z. B. Computer, computergesteuerte Maschinen) sind 
weitgehend auch für den Unterricht in den anderen örtlich 
vorhandenen Schularten der beruflichen Aus- und Fortbil- 
dung nutzbar. 

Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung imd For- 
schungsförderung hat am 7. Dezember 1984 ein auf Betreiben 
und unter erheblicher Mitwirkung des Bundesministeriums 
für Bildung und Wissenschaft erstelltes Rahmenkonzept für 
die informationstechnische Bildung in Schule und Ausbildung 
verabschiedet. Des weiteren hat die Kommission am 24. Juni 
1985 in Ergänzung zu diesem Rahmenkonzept „Mindestanfor- 
derungen an schulgeeignete Rechner“ festgelegt. 

In nahezu allen Ländern gibt es Empfehlungen über die An- 
forderungen, die an Computer in Schulen gestellt werden, 
sowie Regelungen über die Modalitäten der Anschaffung. Alle 
Länder haben Stellen eingerichtet, die Schulen und Schulträ- 
ger in Fragen der Auswahl von Schulcomputern und geeigne- 
ten Programmen für den Unterricht beraten. 

Der Bund fördert im Rahmen der zahlreichen und in allen 
Ländern laufenden Modellversuche zur Thematik „Neue 
Technologien an beruflichen Schulen“ bei der Entwicklung 
neuer Unterrichtskonzepte auch die Beschaffung solcher Aus- 
stattungen an Modellversuchs-Schulen mit erheblichen Beträ- 
gen. Zudem erhalten manche Schulen Geräte-Spenden von 
den auf Initiative des Bimdes in der „Fördergemeinschaft 
Computer imd Bildung“ zusammengeschlossenen einschlägi- 
gen Firmen. 


9. Wie kann die Bundesregierung die Kooperation zwischen den ver- 
schiedenen Lernorten in der beruflichen Bildung bei der Nutzung 
moderner Technologien verbessern und unterstützen, insbesondere 
zwischen berufsbildenden Schulen und überbetrieblichen Ausbil- 
dungsstätten, und inwiefern werden überbetriebliche Ausbildungs- 
stätten gemeinsam genutzt? 


Die Kooperation verschiedener Lernorte der beruflichen Bil- 
dung am jeweiligen Ausbildungsort bzw. in der engeren Re- 
gion ist notwendig im Interesse eines qualitativ hochwertigen 
Gesamtergebnisses der Aus- oder Fortbildung. Überdies ist es 
auch wirtschaftlich, wenn kostenintensive moderne Technolo- 
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gien des einen Lernortes auch von anderen genutzt werden 
können. 

Zur Ermöglichung der Nutzung überbetrieblicher Ausbil- 
dungsstätten durch berufsbildende Schulen hat der Bundes- 
minister für Bildung und Wissenschaft in seinen Förderungs- 
richtlinien für überbetriebliche Ausbildungsstätten bestimmt, 
daß der Träger sich verpflichtet, der beruflichen Schule die 
Nutzung der Ausbildungsstätte im Rahmen des Möglichen zu 
gestatten. Dem Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
sind Schwierigkeiten hierbei bisher nicht bekanntgeworden. 
Rund 1 200 Plätze in überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
(Stand 1982) stehen beruflichen Schulen zur Nutzung zur Ver- 
fügung, rund 1 000 Plätze in beruflichen Schulen werden von 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten genutzt. Für die Aus- 
stattung überbetrieblicher Ausbildungsstätten für „Neue 
Technologien“ stellt der Bund in einem Mehr-Jahres-Pro- 
gramm 50 Mio. DM bereit. 


10. Sieht die Bundesregierung angesichts des zunehmenden Durch- 
schnittsalters der Auszubildenden die Notwendigkeit, die Berufs- 
schulpflicht unabhängig vom Alter zu regeln? 


Die Regelung der Berufsschulpflicht fällt in die Kompetenz 
der Länder. 

Für das duale System ist das Zusammenwirken von Betrieb 
und Berufsschule konstitutiv. In der Abschlußprüfung wird 
festgestellt, ob der Prüfling die erforderlichen Fertigkeiten 
beherrscht, die notwendigen praktischen und theoretischen 
Kenntnisse besitzt und mit dem im Berufsschulunterricht ver- 
mittelten, für die Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff 
vertraut ist. 

Die Länder haben bisher die Berufsschulpflicht unterschied- 
lich geregelt. In Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, Nieder- 
sachsen und Rheinland-Pfalz dauert die Berufsschulpflicht bis 
zum Ende einer vor dem 18. Lebensjahr begonnenen Ausbil- 
dung; beginnt die Ausbildung nach dem 18. Lebensjahr, so 
besteht hier ein Recht zum Besuch der Berufsschule (,A^nge- 
botsregelung“ / „Freiwilligkeitsregelung“). In den Ländern 
Berlin, Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Saarland und 
Schleswig-Holstein sind auch Volljährige, die bis zur Vollen- 
dung des 21. Lebensjahres eine Ausbildung beginnen, bis zu 
deren Ende berufsschulpflichtig. 

Angesichts der Zunahme von Auszubildenden mit einem Ein- 
trittsalter von über 18 Jahren (insbesondere Abiturienten) — 
inzwischen (1985) über 50% der Ausbildungsanfänger — ist 
die altersunabhängige Berufsschulpflicht zu einer bedeutsa- 
men Frage geworden, die auch ihre verfassungsrechtlichen 
Aspekte hat. 

Berufsschulpflichtregelungen für über 18jährige können Aus- 
wirkungen auf das Einstellungsverhalten von Ausbildungsbe- 
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trieben haben. Andererseits ist auch für ältere Ausbildungsan- 
fänger fachlicher Unterricht notwendig, um zu einer auch 
theoretisch fundierten Ausbildung und zu einem guten Ausbil- 
dungsabschluß zu kommen; dies liegt sowohl im Interesse der 
älteren Auszubildenden als auch im Interesse der Wirtschaft 
und ihres Bedarfs an qualifizierten Mitarbeitern. Die Berufs- 
schulen müssen daher auch über 18 jährigen offenstehen, um 
die bewährte Leistungsfähigkeit des dualen Systems auch für 
diese Altersgruppe in vollem Umfang ausschöpfen zu kön- 
nen. 

Die notwendigen Abwägungen hinsichtlich der rechtlichen 
Regelung der Berufsschulpflicht für diese Gruppe sind seitens 
der Länder zu treffen. 


11. Ist die Bundesregierung bereit, zusammen mit Wirtschaft, Gewerk- 
schaften und Verbänden ein umfassendes Konzept zum Ausbau der 
berufsbildenden Schulen als regionale Innovationszentren für Erst- 
und Weiterbildung zu entwickeln, um die Erfahrungen der Berufs- 
schullehrer und die Einrichtungen der berufsbildenden Schulen 
stärker zu nutzen? 

Für die Berufsschule besteht traditionell ein innovationsbezo- 
gener Auftrag im Rahmen des dualen Systems der Berufsaus- 
bildung. Die Bundesregierung geht davon aus, daß auch die 
berufsbildenden Schulen insbesondere für deren regionalen 
Wirkungsbereich Innovationsimpulse für die Erstausbildung 
geben. 

In der beruflichen Weiterbildung geht die Bundesregierung 
von den Prinzipien der Pluralität der Trägerschaft und Flexi- 
bilität des Angebots sowie der Effektivität und Praxisorien- 
tiertheit der Maßnahmen aus. Nur durch Wahrung dieser 
Prinzipien kann der differenzierten Vielfalt der Anforderun- 
gen auf dem Arbeitsmarkt und der Teilnehmer an Maßnah- 
men der beruflichen Weiterbildung am ehesten entsprochen 
werden. Gerade in der beruflichen Weiterbildung führt Wett- 
bewerb zu schneller Reaktion und Anpassung an den Bedarf 
der Arbeitswelt 

Daher sollte es im Bereich der beruflichen Weiterbildung kein 
öffentliches Monopol bei den beruflichen Schulen geben. Das 
schließt nicht aus, daß berufsbildende Schulen aufgrund ihrer 
jeweiligen Leistungsfähigkeit als Impulsgeber für Innovatio- 
nen in manchen Regionen wirken können. Dabei sollte aber 
berücksichtigt werden, daß im Interesse eines fairen Wettbe- 
werbs staatliche Angebote nicht zum „Nulltarif“ oder höher 
subventioniert am Markt auftreten als nicht-staatliche (kom- 
merzielle) Angebote. 

Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung berät derzeit in diesem Zusammenhang so- 
wohl Fragen inhaltlicher Art als auch Probleme der dafür 
erforderlichen technischen, räumlichen und personellen Aus- 
stattung der beruflichen Schulen sowie die Möglichkeiten ver- 
schiedener Kooperationsformen mit anderen Trägern vor 
Ort. 
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12. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, insbesondere 
durch Modellversuche die Zusammenarbeit von Ausbildern und Be- 
rufsschullehrern zur besseren Verzahnung von Theorie und Praxis 
zu fördern? 


Koordination und Kooperation sind wesentliche Vorausset- 
zungen für die Funktionsfähigkeit des auch im Ausland weit- 
hin beachteten dualen Systems, für die Ausbildungsqualität in 
der Durchführungsphase und für ein gutes Gesamtergebnis in 
der Ausbildungsabschlußprüfung, zu dem die beteiligten Lern- 
orte im Rahmen ihrer Arbeitsteilung beitragen. Diese Koordi- 
nation und Kooperation ist für das duale System sowohl auf 
der Ebene curricularer Planungen als auch auf der Ebene der 
Durchführung der Ausbildung „vor Ort“ notwendig. 

Für die inhaltliche Koordination von betrieblicher Berufsaus- 
bildung und Berufsschule haben Bund und Länder 1972 ein 
„Verfahren bei der Abstimmung von Ausbildungsordnungen 
und Rahmenlehrplänen“ vereinbart (Gemeinsames Ergebnis- 
protokoll vom 30. Mai 1972), das sich insgesamt bewährt hat. 

Für die Durchführung der Berufsausbildung „vor Ort“ ist dar- 
über hinaus jedoch eine enge Zusammenarbeit generell und 
insbesondere eine inhaltliche, ausbildungsmethodische, zeitli- 
che und organisatorische Abstimmung zwischen der Berufs- 
schule und den in ihrem Einzugsbereich liegenden Ausbil- 
dungsbetrieben/überbetrieblichen Ausbildungsstätten not- 
wendig. Eine solche Abstimmung ist vor allem erforderlich für 
die bestmögliche Effektivität der Lernprozesse durch Verzah- 
nung der an den verschiedenen Lernorten vermittelten Theo- 
rie und Praxis. 

Träger dieser erforderlichen Abstimmung vor Ort sind letzt- 
lich die Berufsschullehrer und die Ausbilder, denen damit 
eine sehr wichtige Rolle zukommt. Kooperation entsteht we- 
der von selbst, noch kann sie verordnet werden; sie bedarf 
vielfältiger Anstöße und Initiativen, organisatorischer Hilfen, 
der Einsicht in die Notwendigkeit, der Verständnisbereit- 
schaft, des guten Willens zur Zusammenarbeit der beteiligten 
Seiten und nicht zuletzt des persönlichen Engagements. 

Angesichts der Wichtigkeit dieser Kooperation vor Ort hat die 
Bundesregierung Modellvorhaben gefördert, deren Ziel die 
Entwicklung und Erprobung von Formen und Instrumenten 
der Zusammenarbeit vor Ort war und z. T. sogar die gemein- 
same Erarbeitung von theoretisch und praktisch zu vermit- 
telnden Lerninhalten im einzelnen und deren Verteilung auf 
die beteiligten Lernorte umfaßte. 

Die Bundesregierung ist bereit, weitere Modellversuche zu 
offenen Fragen der Zusammenarbeit zwischen Ausbildern 
und Berufsschullehrern zu fördern. 


16 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


13. Welche politischen Maßnahmen wird die Bundesregierung ergrei- 
fen, um — wie von ihr im Bericht zur Sicherung der Zukunftschan- 
cen der Jugend in Ausbildung und Beruf angekündigt — eine „be- 
rufliche Grundbildung für alle" von vollzeitschulischer oder koope- 
rativer Form zu sichern und in die Praxis umzusetzen? 


In ihrem „Bericht zur Sicherung der Zukunftschancen der 
Jugend in Ausbildung und Beruf“ (1984, S. 80) hat die Bundes- 
regierung ausgeführt, sie werde „bei der Gestaltung der Aus- 
bildungsordnungen sicherstellen, daß in allen Ausbildungsbe- 
rufen eine breitangelegte berufliche Grundbildung vermittelt 
wird“. Die Aussage der Bundesregierung ist insoweit in der 
gestellten Frage nicht richtig wiedergegeben. 

Nach dem Berufsbildungsgesetz hat die Berufsausbildung ge- 
nerell u. a. eine breitangelegte berufliche Grundbildung zu 
vermitteln. An dieser Zielsetzung orientiert sich die Bundesre- 
gierung bei der Gestaltung neuer Ausbildungsordnungen 
nach dem Berufsbildungsgesetz und der Handwerksordnung. 
Bei Berufen, die einem Berufsfeld zugeordnet sind, wird das 
erste Ausbildungsjahr in der Ausbildungsordnung so gestal- 
tet, daß die Grobziele mit dem fachpraktischen Teil des Rah- 
menlehrplans für das schulische Beruf sgrundbildungsjahr 
übereinstimmen. Wenn der Berufsschulunterricht entspre- 
chend dem fachtheoretischen Teil dieses Rahmenlehrplans 
erteilt wird, wird auch bei dualer Organisation des ersten Jah- 
res insgesamt eine berufsfeldbreite Grundbildung (BGJ/k) 
vermittelt. Sofern ein Beruf einem Berufsfeld nicht zugeord- 
net werden kann, müssen die gesetzlichen Vorgaben auf an- 
dere geeignete Weise eingehalten werden. 

Von den beiden Formen des BGJ bevorzugt die Bundesregie- 
rung grundsätzlich das kooperative BGJ im dualen System 
gegenüber dem vollzeitschulischen BGJ, weil die kooperative 
Form betriebliche Lernerfahrungen einschließt und so insbe- 
sondere der Übergang in die betriebliche Fachbildung leichter 
ist als nach dem schulischen BGJ. Außerdem ist von vornher- 
ein der Übergang in die Fachbildung gesichert, weil mit Be- 
ginn des ersten Jahres ein betrieblicher Ausbildungsvertrag 
abgeschlossen wird. Das kooperative BGJ ist so zu konzipie- 
ren, daß die berufliche Grundbildung auch von Klein- und Mit- 
telbetrieben — ggf. mit Ergänzung durch überbetriebliche 
Einrichtungen — durchgeführt werden kann. 


14. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, damit die Jugendlichen 
nach Absolvierung des Berufsgrundbildungsjahres ihre Ausbildung 
in der Fachstufe fortsetzen können? 


Die in der Frage zum Ausdruck gebrachte Problematik exi- 
stiert nur beim Übergang vom schulischen Berufsgrundbil- 
dungsjahr (BGJ/s) in die berufliche Fachbildung in Ausbil- 
dungsbetrieben der Wirtschaft, sie existiert nicht beim koope- 
rativen BGJ (vgl. Antwort zu Frage 13). 
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Die Bundesregierung sieht eine Lösungsmöglichkeit für die 
angesprochenen Schwierigkeiten in einer Flexibilisierung der 
derzeit starren Vorschriften für die Anrechnung des schuli- 
schen Berufsgrundbildungsjahres auf die betriebliche Ausbil- 
dungsdauer. Diese Lösungsmöglichkeit läßt sich nur mit Zu- 
stimmung des Bundesrates realisieren, die derzeit nicht er- 
reichbar ist. 

Unabhängig davon haben sich aus dem technisch-organisato- 
rischen Wandel Anpassungsnotwendigkeiten ergeben, die in 
den vereinbarten Abstimmungsverfahren behandelt werden. 

Generell wird dabei die fachliche Ausrichtung der beruflichen 
Grundbildung an den betrieblichen Erfordernissen differen- 
zierter sein müssen als bisher. Struktur und Anzahl der Be- 
rufsfelder und der Schwerpunkte sowie die Anteile an Fach- 
praxis müssen neu überdacht werden. 

Einen Beitrag zur Klärung der hier anstehenden Fragen wird 
der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft auch durch 
die Förderung eines vorgesehenen Forschungsprojektes lei- 
sten, das einen Vergleich von Curricula des BGJ/s, des BGJ/k 
und der Grundstufe der Teilzeitberufsschule auf fachtheoreti- 
schem und fachübergreifendem Gebiet im Hinblick auf den 
Ausbildungserfolg ziehen soll. 


15. Weiche Leistungen haben die berufsbildenden Schulen erbracht für 
die Jugendlichen, die besonderer Förderung bedürfen? 

Wie können die Berufsschulen zur Förderung von Jugendlichen, die 
besonderer Förderung bedürfen, noch stärker einbezogen werden, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Bedin- 
gungen für diese Arbeit zu verbessern? 

Wie steht die Bundesregierung zum verstärkten Einsatz von Son- 
derpädagogen in diesem Bereich der berufsbildenden Schulen? 


Die Kultusministerkonferenz der Länder hat am 29. Oktober 
1982 eine „Empfehlung zu Maßnahmen beruflicher Schulen 
für Jugendliche, die aufgrund ihrer Lernbeeinträchtigung zum 
Erwerb einer Berufsausbildung besonderer Hilfen bedürfen“ 
beschlossen. Ziel dieser Empfehlung ist es, auch diejenigen 
Jugendlichen, die nur durch besondere Hilfen ein Ausbil- 
dungsziel erreichen können, so zu fördern, daß sie eine Be- 
rufsausbildung aufnehmen und erfolgreich abschließen kön- 
nen. Diese Empfehlungen sehen Stütz- und -Förderkurse für 
Jugendliche mit Leistungs- und Bildungsrückständen vor. Für 
Jugendliche, die im Anschluß an den Besuch einer allgemein- 
bildenden Schule noch nicht in der Lage sind, eine Berufsaus- 
bildung trotz zusätzlicher Hilfen zu durchlaufen und abzu- 
schließen, wird vor Aufnahme der Berufsausbildung eine be- 
sondere Berufsvorbereitung angeboten, die in praxisbezoge- 
nen Vollzeitmaßnahmen, insbesondere im Berufsvorberei- 
tungsjahr, durchgeführt wird. 

Soweit solche Schüler nicht in den normalen Berufsschulun- 
terricht integriert werden, haben fast alle Länder für sie spe- 
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zielle Klassen im Teilzeit- oder Vollzeitunterricht eingerichtet 
(Berufssonderschulen, Sonderberufsgrundschul] ahr, Berufs- 
vorbereitungsjahr u. ä.). 1984 bestanden insgesamt 2126 sol- 
cher Klassen mit 19 280 Schülern. Die meisten Schüler 
(rd. 16 700) besuchten die Teilzeitform (Berufssonderschule), 
der Rest besuchte spezielle Klassen mit Vollzeitunterricht. 

Durch die o. g. Empfehlungen der Kultusministerkonferenz 
sind die Bemühungen in den Bundesländern und in den ein- 
zelnen Berufsschulen hinsichtlich der Förderung von lern- 
beeinträchtigten Jugendlichen verstärkt worden. Auch im 
Rahmen der Aus- und Fortbildung der Berufsschullehrer, an 
deren didaktische und methodische Fähigkeiten erhöhte An- 
forderungen gestellt werden, hat dieses Thema höheren Stel- 
lenwert erhalten. Zu den Jugendlichen, die besonderer Förde- 
rung in beruflichen Schulen bedürfen, gehören auch behin- 
derte Jugendliche in Maßnahmen der Rehabilitation. Berufs- 
schulen und Berufssonderschulen haben auch hier ihre päda- 
gogischen Bemühungen in Zusammenarbeit mit den Berufs- 
bildungswerken weiter intensiviert und tragen wesentlich 
dazu bei, die beruflichen Perspektiven dieser Jugendlichen zu 
verbessern- 

Die Bundesregierung hat die o. g. Initiative der Länder sehr 
begrüßt und unterstützt sie im Rahmen der gemeinsamen Bil- 
dungsplanung durch eine Anzahl einschlägiger Modellversu- 
che. So fördert das Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft z. B. seit 1984 den Modellversuch „Benachteiligte 
und lernbeeinträchtigte Jugendliche im berufsvorbereitenden 
und berufsausbildenden Verbundsystem“. Ziel dieses Modell- 
versuchs ist die Erprobung einer besseren Verknüpfung von 
Berufsvorbereitung und Berufsschulunterricht mit der be- 
trieblichen und überbetrieblichen Berufsausbildung für be- 
nachteiligte und lernbeeinträchtigte Jugendliche, um diesen 
Jugendlichen eine qualifizierte Berufsausbildung in einem an- 
erkannten Ausbildungsberuf zu ermöglichen. Die Bundesre- 
gierung fördert im übrigen mit den „ausbildungsbegleitenden 
Hilfen“ im „Benachteiligtenprogramm“ ergänzende Maßnah- 
men. 

Zum Thema „Zusammenarbeit zwischen Ausbildungsmaßnah- 
men nach dem Benachteiligtenprogramm des Bundesministe- 
riums für Bildung und Wissenschaft und der Berufsschule“ 
hat das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
1983 in Augsburg mit Maßnahmenträgern des Benachteilig- 
tenprogramms aus sieben Bundesländern, Berufsschulleh- 
rern, Vertretern von Kultusministerien und des Bundesinsti- 
tuts für Berufsbildung und der Arbeitsverwaltung ein Exper- 
tengespräch durchgeführt. Auf dieser Tagung wurden zur För- 
derung von benachteiligten Jugendlichen in der Berufsschule 
wichtige pädagogische Fragen behandelt, z. B. ob leistungsho- 
mogene und kleinere Klassen für benachteiligte Jugendliche 
eingerichtet werden müssen und wie die Lehrer an berufsbil- 
denden Schulen in Zukunft noch besser auf den Unterricht 
mit lernbeeinträchtigten Jugendlichen vorbereitet werden 
können. 
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Zusätzlich hat das Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft einen Forschungsauftrag zur „Entwicklung von Vor- 
schlägen zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen 
Trägern von Maßnahmen des Benachteiligtenprogramms und 
der Berufsschule“ vergeben. Die Ergebnisse dieses Vorhabens 
werden in Form einer Studie mit konkreten Vorschlägen 
(Handreichung) Trägern des Benachteiligtenprogramms zur 
Verfügung gestellt. 

Die Entscheidung über die Beschäftigung von Sonderpädago- 
gen in den berufsbildenden Schulen liegt bei den Ländern. 
Für die Vorbereitung der Lehrer auf Aufgaben in den berufs- 
bildenden Schulen werden verschiedene Wege beschritten. 
Zum Beispiel in Baden-Württemberg werden hierzu Haupt- 
schullehrer und Sonderschullehrer an berufliche Schulen teil- 
abgeordnet, für Lehrer an beruflichen Schulen gibt es Fortbil- 
dungsangebote zur Integration von Sonderschülern, für im 
Dienst stehende Berufsschullehrer wird ein sonderpädagogi- 
sches Zusatzstudium angeboten und Technische Lehrer der 
hauswirtschftlichen Fachrichtung erhalten im Vorbereitungs- 
dienst in Stuttgart ein sozialpädagogisches Ausbildungsange- 
bot. 

Es bleibt den einzelnen Bundesländern überlassen, welchen 
Weg der Personalqualifizierung und des Personaleinsatzes sie 
gehen. Die Bundesregierung begrüßt, deiß sonderpädagogische 
Fragestellungen immer stärker in die Aus- und Weiterbildung 
des Lehrpersonals der berufsbildenden Schulen einbezogen 
werden, damit es auf seine Aufgabe besser vorbereitet wird 
und die Jugendlichen, die besonderer Förderung bedürfen, mit 
Erfolg ihre Berufsausbildung abschließen können. 


16. Wird die Bundesregierung sicher stellen, daß die schulischen Lei- 
stungen für die Abschlußprüfung in Ausbildungsberufen nach dem 
Berufsbildungsgesetz als gleichwertig anerkannt werden? 

Soll dieses Problem durch eine Gesetzesänderung gelöst werden 
oder durch eine Rechtsverordnung? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Modelle mit dem Ziel, die 
bisherige Abschlußprüfung in den Ausbildungen nach dem Berufs- 
bildungsgesetz durch Einzelprüfungen im Verlauf der Ausbildung 
zu ersetzen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die teilweise eingeführte pro- 
grammierte Prüfungspraxis, liegen der Bundesregierung Erfahrun- 
gen über den Einsatz programmierter Prüfungen auf den Berufs- 
schulünterricht vor, und wie beurteilt die Bundesregierung die Ab- 
sicht, programmierte Prüfungen bundesweit einzuführen? 


Die rechtlichen Grundlagen für die Ausbildungs- Abschlußprü- 
fung vor dem Prüfungsausschuß bei der zuständigen Stelle 
bilden die §§34 bis 41 und 43 Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
sowie die §§ 31 bis 38 und 40 Handwerksordnung (HwO). Ent- 
sprechend der notwendigen Verbindung von Theorie und Pra- 
xis im dualen System der Berufsausbildung wird nicht für 
jeden beteiligten Lernort eine gesonderte, sondern eine ge- 
meinsame Prüfung abgehalten. Dem Prüfungsausschuß müs- 
sen daher — neben sachkundigen Beauftragten der Arbeitge- 
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ber und Arbeitnehmer — auch Lehrer einer berufsbildenden 
Schule angehören. Ziel der Abschlußprüfung ist es, unter Zu- 
grundelegung der Ausbildungsordnung festzustellen, ob der 
Prüfungsteilnehmer die erforderlichen Fertigkeiten be- 
herrscht sowie die notwendigen praktischen und theoreti- 
schen Kenntnisse besitzt. Prüfungsgegenstand in der einheit- 
lichen Abschlußprüfung nach dem Berufsbildungsgesetz ist 
auch der in der Berufsschule vermittelte, für die Berufsausbil- 
dung wesentliche Lehrstoff. Die berufsschulischen Leistungen 
werden hinsichtlich der ausbildungsnotwendigen Lerninhalte 
in der Abschlußprüfung insoweit als gleichwertig anerkannt. 

Ausbildungsbegleitende Lernfortschrittskontrollen sind unter 
pädagogischen Aspekten grundsätzlich als positiv einzuschät- 
zen. Die Zwischenprüfungen der Auszubildenden gemäß Aus- 
bildungsordnung dienen dazu. Ihre Ergebnisse sollen Hin- 
weise für den weiteren Ausbildungsgang geben, sind aber 
nicht „Vornoten“ für die Abschlußprüfung. 

Ein System ausbildungsbegleitender Leistungsnachweise, das 
in dem vom Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
geförderten Modellversuch „Contröle continu“ an ausgewähl- 
ten Ausbildungsberufen entwickelt und erprobt wurde, führte 
zu differenziert zu bewertenden Ergebnissen. Dieses System 
„Contröle continu“, das in drei Ländern im grenznahen Be- 
reich zu Frankreich und in enger Zusammenarbeit von Betrie- 
ben und Berufsschulen entwickelt wurde, hat sich in größeren 
Betrieben und unter Modellversuchsbedingungen zwar als 
praktikabel erwiesen und wurde von den unmittelbar Beteilig- 
ten überwiegend als positiv eingeschätzt (im Baubereich 
wurde der Modellversuch abgebrochen); der Modellversuch 
erbrachte positive Teilergebnisse insbesondere hinsichtlich 
jederzeitiger Verfügbarkeit von Informationen für Ausbilder 
und Auszubildende über den tatsächlichen Ausbildungsstand 
mit der Möglichkeit zur gezielten und raschen Behebung fest- 
gestellter Lerndefizite sowie zur adressatengerechten Anpas- 
sung bei der Vermittlung der Lerninhalte. 

Der Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
kam in seiner Sitzung am 8./9. Oktober 1985 jedoch zu dem 
Schluß, daß sich eine generelle Übertragbarkeit des Konzep- 
tes „Contröle continu“ in der im Modellversuch erprobten 
Form auf das deutsche Ausbildungssystem aus den Modell- 
versuchsergebnissen nicht ableiten läßt. Insbesondere er- 
scheine es wegen des erforderlichen personellen, finanziellen 
und organisatorischen Mehraufwandes nicht realisierbar, das 
System ausbildungsbegleitender Leistungsnachweise als Er- 
satz für die punktuelle Abschlußprüfung einzuführen. 

Die Bundesregierung schließt sich dieser Bewertung an. Sie 
weist überdies darauf hin, daß angesichts der Vielfalt in der 
betrieblichen Ausbildungswirklichkeit und bei Verlagerung 
von Beurteilungsleistungen auf die Betriebe eine Einhaltung 
von Objektivität u. a. übergreifend anzuwendender Beurtei- 
lungskriterien nicht durchgehend gewährleistet werden 
kann. 
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Eine »Absicht, programmierte Prüfungen bundesweit einzu- 
führen“, ist der Bundesregierung nicht bekannt. Erfahrungen 
über den Einsatz programmierter Prüfungen im Berufsschul- 
unterricht liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Das Instrument der programmierten Prüfungen für Ausbil- 
dungsabschlußprüfungen war in der Vergangenheit mehrfach 
Gegenstand von Diskussionen. So hat der damalige Bundes- 
ausschuß für Berufsbildung bereits am 1. März 1974 eine 
„Empfehlung für programmierte Prüfungen“ abgegeben. Der 
Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung hat das 
Thema erneut aufgegriffen und wird sich demnächst unter 
Einbeziehung der Erfahrungen mit den o. a. Empfehlungen in 
der Praxis zu diesem Thema äußern. 

17. Wie stellt sich die Bundesregierung die künftige Gestaltung der 
Fachoberschule vor? 

Welche Möglichkeiten zum Erwerb der Fachhochschulreife sieht 
die Bundesregierung für Absolventen beruflicher Ausbildungswe- 
ge? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Erwerb von Doppelqualifi- 
kationen, und ist sie bereit, Versuche weiter zu unterstützen, die 
eine Verbindung beruflichen und allgemeinen Lernens in der Se- 
kundarstufe II zum Ziel haben? 

Für die Fachoberschulen und deren Gestaltung sind die Län- 
der zuständig. 

Diese Schulart wurde aufgrund der „Rahmenvereinbarung 
über die Fachoberschule“ der Kultusministerkonferenz vom 
6. Februar 1969 geschaffen, eine Rahmenordnung für die Ab- 
schlußprüfung der Fachoberschule wurde am 26. November 
1971 beschlossen. Ziel der Fachoberschule ist es danach — 
aufbauend auf einem Realschulabschluß oder einem als 
gleichwertig anerkannten Abschluß und einer fachprakti- 
schen Ausbildung — , allgemeine, fachtheoretische und fach- 
praktische Kenntnisse und Fähigkeiten zu vermitteln und die 
Schüler zur Fachhochschulreife zu führen. Sofern eine Klas- 
se 1 1 angeboten wird, dient sie weitaus überwiegend der fach- 
praktischen Ausbildung in Form gelenkter Praktika sowie in 
schuleigenen Werkstätten oder gleichwertigen Einrichtungen, 
daneben wird Unterricht erteilt. In der Klasse 12 wird nach 
einer abgeschlossenen einschlägigen Berufsausbildung oder 
im Anschluß an Klasse 1 1 allgemeiner und fachbezogener Un- 
terricht erteilt. 

Die Fachoberschule ist von großem Vorteil für leistungswillige 
Jugendliche mit Realschulabschluß — auch für Hauptschulab- 
solventen mit ergänzender Qualifikation (z. B. durch erfolgrei- 
chen Besuch der Berufsaufbauschule) — , die durch sie bereits 
während der Berufsausbildung eine weitere Perspektive für 
die Planung ihres weiteren beruflichen Weges haben. Die 
Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß der Zugang zur 
Fachoberschule für alle Absolventen der dualen Berufsausbil- 
dung — unabhängig vom vorher erworbenen Schulabschluß 
— geöffnet wird. Mit ihren inzwischen eingerichteten Fach- 
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richtungen (Technik, Wirtschaft und Verwaltung, Gestaltung, 
Sozialwesen und Pädagogik sowie Hauswirtschaft) bietet die 
Fachoberschule die Chance, daß der Wirtschaft Fachhoch- 
schulabsolventen mit Praxisnähe zur Verfügung stehen. 
Durch Förderung von Modellversuchen hat die Bundesregie- 
rung zur Entwicklung der Fachoberschule beigetragen. 

Die Bundesregierung gibt einer Berufsausbildung im dualen 
System wegen der dabei entstehenden umfangreichen be- 
trieblichen Erfahrungen Vorrang als Zugang zur Klasse 12 der 
Fachoberschule gegenüber einem Praktikum in Klasse 11. Die 
Schülerzahlen (1984) kommen dieser Vorstellung tendenziell 
bereits entgegen: Von den rd. 78 000 Schülern der Fachober- 
schule besuchten nur rd. 24 200 die il. Klassenstufe, rd. 52 000 
hingegen die 12. Klassenstufe; demnach treten weitaus mehr 
Schüler mit einer vorausgehenden Berufsausbildung in die 
Klasse 12 ein als nach einem Praktikum u. ä. der Klasse 11.' 

Daneben bestehen Bildungseinrichtungen — insbesondere 
des sogenannten „Zweiten Bildungsweges“ (Berufsaufbau- 
schule, Abendrealschule, Institute zur Erlangung der Hoch- 
schulreife, Abendgymnasien u. ä.) — , über die Absolventen der 
Berufsausbildung je nach weiteren Qualifikationsbedürfnis- 
sen die Fachhochschulreife, die fachgebundene Fachhoch- 
schulreife oder die allgemeine Hochschulreife erlangen kön- 
nen bzw. die Abschnitte auf dem Weg dorthin sind. 

Die Ergebnisse der Modellversuche zur besseren Abstimmung 
allgemeiner und beruflicher Bildungsgänge und zur Doppel- 
qualifikation werden derzeit in der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung ausgewertet. 
Eine abschließende Beurteilung ist daher zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nicht möglich. Die Bundesregierung sieht hier 
kaum weitere Entwicklungsmöglichkeiten. 

Eine Integration allgemeiner und beruflicher Bildung in der 
für die Sekundarstufe II üblichen Zeit hält die Bundesregie- 
rung nicht für zweckmäßig: Als Ergebnis wären in aller Regel 
weder beruflich noch im Hinblick auf die Studienberechtigung 
vollwertige Ergebnisse in dieser Zeit erreichbar. 


18. Welchen Beitrag will die Bundesregierung zur Neugestaltung der 
Lehreraus- und fortbildung im Bereich des berufsbildenden Schul- 
wesens, um insbesondere die notwendige Praxisnähe sicherzustel- 
len, leisten? 


Die Lehreraus- und fortbildung ist auch im Bereich des be- 
rufsbildenden Schulwesens Aufgabe der Länder. 

Die Bundesregierung kann — wie bisher bereits mit einer 
Reihe von Vorhaben geschehen — zur weiteren Verbesserung 
der Aus- und Fortbildung dieser Lehrer Modellversuche för- 
dern. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Lehrer an be- 
rufsbildenden Schulen neben der Fach- und erziehungswis- 
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senschaftlichen Ausbildung an Hochschulen auch über eigene 
Berufserfahrungen aus der betrieblichen Praxis verfügen soll- 
ten. Solche authentischen Erfahrungen ermöglichen es besser, 
bei der Auswahl fachlicher Lerninhalte deren berufsprakti- 
sche Relevanz zu prüfen und den Unterricht an der Berufs- 
wirklichkeit der Schüler auszurichten. Insbesondere können 
Berufsschullehrer mit solchen Erfahrungen wertvolle Partner 
der regionalen Ausbildungsbetriebe für die notwendige Ab- 
stimmung von betrieblicher/überbetrieblicher Ausbildung ei- 
nerseits und Berufsschulunterricht andererseits sein. Begrü- 
ßenswert wäre es daher, wenn wieder ein höherer Anteil der 
Studienanfänger für das Lehramt an beruflichen Schulen eine 
Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf 
durchlaufen oder eine vergleichbare Qualifikation erworben 
hätte; Absolventen des sogenannten „Zweiten Bildungsweges“ 
und von den die Hochschulreife vermittelnden beruflichen 
Bildungsgängen (vgl. Frage 17) erscheinen hier besonders ge- 
eignet. 

Zur Erhaltung der Praxisnähe bekommt die entsprechende 
Fortbildung der Lehrer an berufsbildenden Schulen insbeson- 
dere angesichts des raschen technischen und organisatori- 
schen Wandels der Betriebswirklichkeit eine stärkere Bedeu- 
tung. Konzepte der Fortbildung durch zeitweise Aufenthalte 
in Betrieben sollten entwickelt und umgesetzt werden, damit 
die Praxiserfahrungen dieser Lehrer auf dem neuesten Ent- 
wicklungsstand gehalten werden können. Die Bundesregie- 
rung ist bereit, entsprechende Modellversuche zu fördern. 
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Tabelle 1 


Schüler nach Schularten 1976 bis 1984 


Schüler 


insgesamt 

männlich 

weiblich 

% 

Durchschnittsalter 

Anzahl 

männlich 

weiblich 


Beriifsschulen 


1 585 149 

951 844 

633 305 

40,0 

17,2 

17,0 

1 642 971 

988 149 

654 822 

37,9 

17,3 

17,1 

1 731 248 

1 031 198 

700 050 

40,4 

17,4 

17,3 

1 820 322 

1 087 127 

733 195 

40,3 

17,5 

17,4 

1 861 031 

1 114 939 

746 092 

40,1 

17,6 

17,5 

1 824 072 

1 092 773 

731 299 

40,1 

17,8 

17,6 

1 789 016 

1 068 446 

720 570 

40,3 

17,7 

17,6 

1811221 

1 078 173 

733 048 

40,5 

17,7 

17,7 

1 876 649 

1 106 397 

770 252 

41,0 

18,0 

18,0 


Beruf sgrundbildungsj ahr 2) 


44 311 

21879 

22 432 

50,6 

15,8 

15,7 

57 801 

28 095 

29 706 

46,2 

15,9 

15,8 

84 722 

49 287 

35 435 

41,8 

15,9 

16,0 

102 109 

61 027 

41 082 

40,2 

16,0 

16,0 

108 623 

68 347 

40 276 

37,1 

16,1 

16,1 

122 744 

77 191 

45 553 

37,1 

16,1 

16,2 

125 918 

79 127 

46 791 

37,2 

16,2 

16,2 

130 385 

79 903 

50 482 

38,7 

16,3 

16,4 

126 950 

77 213 

49 737 

39,2 

16,3 

16,4 


Berufsaufbauschulen 


22 588 

17 012 

5 576 

24,7 

19,5 

19,1 

18 267 

13 559 

4 708 

25,8 

19,7 

19,6 

16 115 

12 020 

4 095 

25,4 

19,5 

19,1 

17 606 

11 757 

5 849 

33,2 

19,6 

18,6 

21712 

15 169 

6 543 

30,1 

19,8 

18,9 

22 794 

16 013 

6 781 

29,T 

20,1 

19,2 

20 912 

14 821 

6 091 

29,1 

20,1 

18,9 

15 672 

11014 

4 658 

29,7 

20,2 

18,7 

12 165 

8 225 

3 940 

32,4 

20,3 

18,8 


Berufsfachschulen 


279 205 

89 759 

189 446 

67,9 

16,6 

16,8 

293 481 

94 024 

199 457 

68,0 

16,6 

16,9 

321 422 

102 342 

219 080 

68,2 

16,7 

16,9 

339 196 

111204 

227 992 

67,2 

16,8 

16,9 

352 029 

118 611 

233 418 

66,3 

17,0 

17,0 

370 707 

127 535 

243 172 

65,6 

17,1 

17,0 

398 418 

135 987 

262 431 

65,9 

17,1 

17,0 

405 590 

136 577 

269 013 

66,3 

17,2 

17,1 

399 119 

133 858 

265 261 

66,5 

17,6 

17,4 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


noch Tabelle 1 









noch Schüler nach Schularten 1976 bis 1984 





Schüler 


Jahr 

insgesamt 

männlich 

weiblich 

OA 

Durchschnittsalter 



Anzahl 

VO 

männlich- 

weiblich 





Fachoberschulen 




1976 

81 606 

59 282 

22 324 

274 

19,6 

18,8 


1977 

74 001 

53 001 

21 000 

284 

19,7 

19,0 


1978 

68 167 

47 368 

20 799 

30,5 

19,6 

19,0 


1979 

73 886 

50 686 

23 200 

314 

19,6 

18,9 


1980 

79 328 

53 276 

26 052 

32,8 

19,6 

18,8 


1981 

89 897 

59 900 

29 997 

33,4 

19,7 

18,9 


1982 

94 888 

64 428 

30 460 

32,1 

19,6 

18,8 


1983 

86 406 

58 754 

27 652 

32,0 

19,6 

18,7 


1984 

78 080 

52 489 

25 591 

32,8 

19,9 

18,9 





Fachgymnasien 




1976 

40 228 

24 267 

15 961 

39,7 

18,4 

17,9 


1977 

41 692 

25 068 

16 624 

39,9 

18,4 

17,9 


1978 

42 920 

25 835 

17 085 

39,8 

18,4 

17,9 


1979 

47 828 

28 410 

19 418 

40,6 

18,3 

17,9 


1980 

54 361 

31 775 

22 586 

41,5 

18,3 

17,9 


1981 

60 518 

35 146 

25 372 

41,9 

18,3 

18,0 


1982 

64 325 

37 205 

27 120 

42,2 

18,5 

18,2 


1983 

63 654 

37 029 

26 625 

41,8 

18,4 

18,2 


1984 

61 935 

36 217 

25 718 . 

41,5 

18,3 

18,0 





Fachschulen 




1976 

91754 

53 365 

38 389 

41,8 

24,2 

20,9 


1977 

78 815 

41 494 

37 321 

47,4 

23,8 

20,8 


1978 

82 219 

42 848 

39 371 

47,9 

23,7 

20,8 


1979 

88 000 

47 550 

40 450 

46,0 

23,9 

21,0 


1980 

94 971 

53 209 

41 762 

44,0 

24,0 

21,1 


1981 

102 672 

59 022 

43 650 

42,5 

24,1 

21,3 


1982 

102 912 

59 291 

43 621 

42,4 

23,8 

20,8 


1983 

99 324 

56 331 

42 993 

43,3 

23,7 

20,9 


1984 

98 803 

55 460 1 

43 343 

43,9 

24,1 

21,5 




Schulen des Gesundheitswesens 




1976 

94 619 

14 770 

79 849 

84,4 

23,2 

19,7 


1977 

92 220 

13 878 

78 342 

85,0 

22,9 

19,7 


1978 

91 353 

13 022 

78 331 

85,7 

22,6 

19,8 


1979 

93 694 

13 248 

80 446 

85,9 

22,6 

19,9 


1980 

96 660 

13 530 

83 130 

86,0 

22,6 

20,1 


1981 

101 073 

14 119 

86 954 

86,0 

22,7 

20,2 


1982 

104 236 

^ 14 602 

89 634 

86,0 

22,8 

20,3 


1983 

106 152 

14 779 

91 373 

86,1 

22,8 

20,4 


1984 

108 772 

14 939 

93 833 

86,3 

22,9 

20,5 




Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5652 


noch Tabelle 1 


noch Schüler nach Schularten 1976 bis 1984 



Schüler 

Jahr 

insgesamt 

männlich 

weiblich 

% 

Durchschnittsalter 


Anzahl 

männlich 

weiblich 




Insgesamt 



1976 

2 239 460 

1 232 178 

1 007 282 

45,0 ^ 

17,7 

17,3 

1977 

2 299 248 

1 257 268 

1 041 980 

45,3 

17,7 

17,4 

1978 

2 438 166 

1 323 920 

1 114 246 

45,7 

17,7 

17,5 

1979 

2 582 641 

1411009 

1 171 632 

45,4 

17,8 

17,6 

1980 

2 668 715 

1 468 856 

1 119 859 

45,0 

17,9 

17,7 

1981 

2 694 477 

1 481 699 

1 212 778 

45,0 

18,0 

17,8 

1982 

2 700 625 

1 473 907 

1 226 718 

45,4 

18,1 

18,0 

1983 

2 718 404 

1 472 560 

1 245 844 

45,8 

18,0 

18,1 

1984 

2 762 479 

1 484 798 

1 277 675 

46,3 

18,2 

18,2 


einschließlich Berufssonderschulen 

2) Berufsschulen mit Vollzeitunterricht; einschließlich Beruf svorbereitungsjahr 
einschließlich Kollegschule in Nordrhein-Westfalen 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 2 


Schüler nach schulischer Vorbildung 1976 bis 1984 


Jahr 

ohne Hauptschulab- 
schluß 

mit Hauptschulabschluß 

Realschul- oder gleichw. 
Abschluß 

Fachhochschul- und 
Hochschulreife 


männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 





Berufsschulen 




1976 

20,1 

16,6 

53,4 

46,0 

24,4 

34,3 

2,1 

3,1 

1977 

17,9 

13,8 

52,4 

43,1 

26,5 

38,2 

3,2 

4,9 

1978 

16,2 

11.1 

52,6 

43,2 

28,2 

39,7 

4,0 

6,0 

1979 

13,7 

9.2 

52,9 

42,4 

29,3 

42,5 

4.1 

5,9 

1980 

12,6 

7.8 

54,5 

43,0 

28,7 

43,2 

4,2 

6,0 

1981 

12,4 

7.5 

52,1 

39,4 

31,2 

46,0 

4,3 

7,1 

1982 

10,4 

6.3 

50,6 

36,2 

34,2 

48,6 

4,8 

8,9 

1983 

9,4 

5,6 

48,6 

33,3 

35,7 

49,4 

6,3 

11.7 

1984 

8,0 

4.9 

47,2 

31,7 

36,6 

49,2 

8,2 

14,2 




Beruf sgrundbildungsj ahr 2) 



1976 

41,5 

36,9 

52,4 

56,7 

6,0 

6,3 

0,1 

0,1 

1977 

43,7 

36,3 

50,6 

57,5 

5,6 

6.1 

0,1 

0.1 

1978 

47,2 

40,1 

46,4 

52,0 

6,3 

7,8 

0,1 

0,1 

1979 

42,4 

39,1 

48,1 

51,6 

9,4 

9,1 

0.1 

0,2 

1980 

46,9 

43,9 

43,3 

45,0 

9,7 

10,9 

0,1 

0,2 

1981 

43,3 

40,3 

45,3 

44,5 

11,3 

15,0 

0.1 

0,2 

1982 

41,2 

38,1 

47,3 

49,4 

11,4 

12,1 

0,1 

0,4 

1983 

41,6 

35,8 

45,4 

48,3 

12,8 

15,2 

0,2 

0,7 

1984 

38,4 

31,8 

47,2 

49,3 

14.1 

17,6 

0,3 

1,3 





Berufsaufbauschulen 




1976 

1,3 

1.2 

93,6 

97,4 

5,1 

1,4 

— 

— 

1977 

0,8 

0,6 

93,4 

98,4 

5,4 

1,0 

0.4 

— 

1978 

1,5 

0,5 

93,6 

98,9 

4,8 

0,6 

, 0,1 

— 

1979 

0,8 

0.4 

92,1 

97,6 

7,1 

2,0 

0,0 

0,0 

1980 

0.6 

0,5 

94,9 

98,7 

4,5 

0,8 

0,0 

— 

1981 

0,6 

0.4 

95,0 

98,6 

4,4 

1,0 

0,0 

— 

1982 

0,3 

0.2 

93,2 

97,2 

6,4 

2,6 

0,1 

— 

1983 

0,4 

0.2 

92,6 

99,3 

6,9 

0,5 

0,1 

— 

1984 

0,6 

0.1 

91,4 

98,9 

8,0 

1.0 

0,0 

— 





Berufsfachschulen 




1976 

9,5 

5,5 

68,1 

59,3 

21,4 

32,5 

1,0 

2,7 

1977 

9,0 

5.2 

67,4 

57,8 

22,2 

33,6 

1,4 

3,3 

1978 

9.1 

5,3 

65,8 

57,8 

23,5 

33,7 

1,6 

3,2 

1979 

8,9 

5,3 

64,2 

57,5 

25,3 

34,2 

1,6 

3,0 

1980 

6,9 

4.4 

62,9 

57,6 

28,5 

35,2 

1.9 

2,8 

1981 

7,4 

4,2 

58,2 

54,6 

32,6 

37,9 

1,8 

3,3 

1982 

9.7 

7,5 

54,2 

49,4 

34,0 

38,7 

2,1 

4,4 

1983 

5,7 

3,5 

54,8 

47,7 

36,4 

42,5 

3,1 

6,3 

1984 

4,9 

3,1 

51,8 

44,2 

39,3 

45,1 

4,0 

7,6 
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noch iabeiie 2 


noch Schüler nach schulischer Vorbildung 1976 bis 1984 


Jahr 

ohne Hauptschulab- 
schluß 

mit Hauptschulabschluß 

Realschul- oder gleichw. 
Abschluß 

Fachhochschul- und 
Hochschulreife 


männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 





Fachoberschulen 




1976 

— 

— 

14.1 

13,5 

85,9 

86,5 

0,0 

0,0 

1977 

— 

— 

12,6 

9,8 

87,4 

90,2 

0,0 

0,0 

1978 

— 

— 

10,3 

6,7 

89,7 

93,3 

0,0 

0,0 

1979 

— 

— 

9,3 

5,4 

90,7 

94,6 

0,0 

0,0 

1980 

— 

— 

2,4 

1,3 

97,6 

98,7 

0,0 

0,0 

1981 

— 

— 

1,2 

1,1 

98,8 

98,9 

0,0 

0,0 

1982 

— 

— 

1,7 

1,7 

98,3 

98,2 

0,0 

0,1 

1983 

— 

— 

1,6 

1,9 

98,4 

98,1 

0,0 

0,0 

1984 

— 

— 

1,7 

1,8 

98,3 

98,2 

0,0 

0,0 





Fachgymnasien 




1976 

— 

• — 

— 

— 

100,0 

100,0 

— 

— 

1977 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

— 

0,0 

1978 

— 

— 

— 

— 

100,0 

100,0 

0,0 

— 

1979 

— 

— 

— 

— 

99,6 

99,8 

0,4 

0,2 

1980 

— 

— 

— 

— 

99,7 

99,8 

0,3 

0,2 

1981 

— 

— 

— 

— 

99,4 

99,9 

0,6 

0,1 

1982 

— 

— 

— 

— 

99,7 

99,8 

0,3 

0,2 

1983 

— 

— 

— 

— 

99,8 

99,8 

0,2 

0,2 

1984 

— 

— 

— 

— 

99,9 

99,9 

0,1 

0,1 





Fachschulen 




1976 

— 

— 

59,9 

17,5 

35,6 

76,4 

4,5 

6,1 

1977 

0,1 

0,0 

61,3 

20,4 

33,4 

72,4 

5,2 

7,2 

1978 

0,4 

0,4 

58,8 

18,2 

33,9 

72,6 

6,9 

8,8 

1979 

0,3 

0,3 

57,7 

18,1 

35,0 

73,6 

7,0 

8,0 

1980 

0,3 

0,2 

56,4 

20,0 

36,2 

71,4 

7,1 

8,4 

1981 

0,5 

0,5 

54,9 

17,7 

37,6 

73,9 

7,0 

7,9 

1982 

0,8 

0,6 

51,0 

15,2 

41,4 

75,3 

6,8 

8,9 

1983 

0,3 

0,3 

51,5 

16,7 

40,3 

71,2 

7,9 

11,8 

1984 

0,5 

0,2 

46,8 

13,5 

42,3 

72,1 

10,4 

14,2 




Schulen des Gesundheitswesens 



1976 

— 

— 

37,2 

22,3 

43,8 

66,5 

19,0 

11,2 

1977 

— 

— 

^ 31,5 

18,2 

43,9 

65,9 

24,6 

15,9 

1978 

0,0 

0,0 

28,6 

15,2 

45,0 

66,5 

26,4 

18,3 

1979 

0,0 

0,0 

26,4 

12,8 

46,9 

68,9 

26,7 

18,3 

1980 

0,4 

0,1 

25,9 

11,9 

49,1 

71,2 

24,6 , i 

16,8 

1981 

0,1 

0,1 

26,1 

lU 

51,5 

72,0 

22,3 

16,7 

1982 

0,0 

0,0 

26,3 

11,0 

52,1 

69,7 

21,6 

19,3 

1983 

0,1 

0,1 

23,1 

9,0 

51,0 

66,5 

25,8 

24,4 

1984 

0,1 

0,0 

19,0 

7,3 

49,9 

63,7 

31,0 

29,0 
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noch Tabelle 2 


noch Schüler nach schulischer Vorbildung 1976 bis 1984 


Jahr 

ohne Hauptschulab- 
schluß 

mit Hauptschulabschluß 

Realschul- oder gleichw. 
Abschluß 

Fachhochschül- und 
Hochschulreife 


männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 





Insgesamt 




1976 

16,3 

11,5 

52,2 

44,2 

29,4 

40,5 

2,1 

3,8 

1977 

15,2 

10,3 

51,0 

42,9 

30,8 

41,6 

3,0 

5,2 

1978 

14,2 

9.2 

51,3 

43,0 

30,8 

41,8 

3,7 

6,0 

1979 

13,0 

8,2 

51,2 

42,0 

32,1 

44,0 

3,7 

5,8 

1980 

12,4 

7,2 

51,6 

41,8 

32,3 

45,2 

3,7 

5,8 

1981 

12,1 

7.0 

49,0 

38,8 

35,2 

47,9 

3,7 

6.3 

1982 

11,3 

7,2 

46,7 

35,7 

38,1 

49,2 

3,9 

7,9 

1983 

10,3 

5,9 

46,7 

33,7 

98,7 

49,9 

5,3 

10,5 

1984 

9,0 

5,1 

44,2 

31,5 

89,9 

50,6 

6,9 

12,8 


einschließlich Berufssonderschulen 

2) einschließlich Berufsvorbereitungsjahr 

3) ab 1977 einschließlich Kollegschulen in Nordrhein-Westfalen 
einschließlich Vorklassen an Fachoberschulen 
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Tabelle 3 

Schüler in Berufsschulen, Berufsfachschulen und Fachschulen nach Berufsbereichen 


Jahr 

Insge- 

samt 

Davon im Berufsbereich 

Pflanzenbauer, 

Tierzüchter 

Fischereiberufe 

Bergleute 

Mineral- 

gewinner 

Fertigungs- 

berufe 

Technische 

Berufe 

Dienst- 

leistungs- 

berufe 

Sonstige 
und ohne 
Angabe^) 


Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 







Berufsschulen 






1976 

1585149 

37 304 

2,4 

2 636 

0,2 

674 341 

42,5 

42 749 

2,7 

588 078 

37,1 

239 841 

15,1 

1980 

1861031 

49 398 

2J 

9 378 

0,5 

860 710 

46,2 

46 069 

2,5 

731 102 

39,3 

164 374 

8,8 

1984 

1876649 

55156 

2,9 

10 810 

0,6 

869 607 

46,3 

48 063 

2,6 

784 510 

bo 

108 503 

5,8 






Berufsfachschulen ^) 






1976 

279205 

8185 

2,9 

— 

— 

35 182 

12,6 

8 524 

3,1 

219 712 

78,7 

7 602 

2,7 

1980 

352029 

7 212 

2,0 

— 

— 

53 354 

15,2 

11642 

3,3 

252 462 

71,7 

27 359 

7,8 

1984 

399119 

7 717 

1,9 

— 

— 

118 257 

12,1 

12 684 

3,2 

275 257 

69,0 

55 204 

13,8 







Fachschulen^) 






1976 

186373 

10 998 

5,9 

— 

— 

5171 

2,8 

27 905 

15,0 

142 299 

76,3 

— 

— 

1980 

191631 

14 455 

7,5 

— 

— 

5 469 

2,9 

26 798 

14,0 

144 909 

75,6 

— 

— 

1984 

207575 

15 181 

7,3 

— 

— 

5 310 

2,6 

29 120 

14,0 

157 964 

76,1 

— 

— 


einschließlich Arbeitslose und Erwerbslose ohne Ausbildungsvertrag (nur bei Berufsschulen) 
2) einschließlich Berufssonderschulen; ohne Beruf sgrundbildungs- und Berufsvorbereitungsjahr 
einschließlich Kollegschulen von Nordrhein-Westfalen 
einschließlich Schulen des Gesundheitswesens 
Quelle: Statistisches Bundesamt 


Tabelle 4 

Öffentliche Bauausgaben für Schulen 1970, 1975, 1980 bis 1985 nach Schularten und Körperschaftsgruppen 

— 1000 — 


Allgemeinbildende 

Rechungsergebnisse 

Haushaltsansätze ^) 

Schulen^) 

1970 

1975 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

Insgesamt 

3 318 624 

5 917 589 

4 158 131 

3 946 217 

3 317 842 

2 581 232 

2 285 000 

2 453 000 

davon: 









Länder 

334 640 

565 187 

326 382 

285 943 

246 356 

224 924 

210 000 

228 000 

Gemeinden/Gv 

2 983 984 

4 930 313 

3 649 916 

3 512 581 

2 947 099 

2 251 178 

1 975 000 

2 125 000 

Zweckverbände 


422 089 

181 833 

147 693 

124 387 

105 130 

100 000 

100 000 

Berufliche Schulen 
Fachschulen^) 

1970 

1975 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

Insgesamt 

260 450 

701 428 

1 603 939 

1614 102 

1 357 658 

1 078 358 

980 000 

1 010 000 

davon: 

RiinH 









* 

Länder 

19 591 

17 917 

162 432 

139 971 

117 416 

97 796 

80 000 

85 000 

Gemeinden/G 

240 859 

667 754 

1 429 265 

1 468 386 

1 232 033 

973 244 

895 000 

920 000 

Zweckverbände 


15 757 

12 242 

5 745 

8 209 

7 318 

5 000 

5 000 


Quelle: Umfrageergebnisse der BLK (hier: Sachinvestitionen). 

2) 1970 bis 1976: F121— 125; ab 1977: F121— 125 und 129. 

3) 1970 bis 1976: F126— 128; ab 1977: F127, 128. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 5 


Schüler je Klasse an berufsbildenden Schulen nach Ländern von 1975 bis 1984 


Land 

Schüler je Klasse 

1975 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 




1. Berufsschulen 



Baden-Württemberg 

22,6 

23,0 

22,6 

22,5 

22,8 

23,0 

Bayern 

26,8 

25,8 

25,3 

25,1 

24,7 

24,4 

Hessen 

22,6 

22,4 

22,1 

22,6 

22,0 

22,1 

Niedersachsen 

22,8 

22,2 

22,3 

22,3 

22,3 

22,2 

Nordrhein-Westfalen 

22,5 

23,0 

22,5 

22,5 

22,9 

22,9 

Rheinland-Pfalz 

22,0 

23,3 

23,2 

22,5 

22,6 

22,9 

Saarland 

22,2 

23,3 

23,1 

23,3 

22,9 

22,2 

Schleswig-Holstein 

20,2 

21,7 

21,4 

21,6 

21,8 

22,0 

Berlin 

22,0 

22,2 

21,8 

22,1 

21,8 

22,0 

Bremen 

20,2 

21,0 

20,5 

20,2 

20,2 

20,1 

Hamburg 

22,9 

22,2 

21,9 

22,0 

22,7 

22,6 

Bundesgebiet 

23,1 

23,2 

22,9 

22,9 

22,9 

22,9 


Land 

Schüler je Klasse 

1975 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 



2. Berufsgruhdbildungsjahr^) 


Baden-Württemberg 

21,3 

20,9 

24,0 

24,0 

24,0 

24,4 

Bayern 

25,7 

23,8 

26,8 

26,6 

25,7 

24,6 

Hessen 

17,9 

22,1 

21,9 

22,1 

21,9 

21,4 

Niedersachsen 

21,9 

24,5 

24,7 

23,7 

23,1 

22,9 

Nordrhein-Westfalen 

21.1 

20,6 

21,4 

21,6 

21,2 

21,2 

Rheinland-Pfalz 

22,2 

21,0 

20,8 

20,8 

21,2 

21,2 

Saarland 

19,9 

22,8 

23,0 

24,6 

23,5 

21,8 

Schleswig-Holstein 

21,5 

24,0 

22,7 

23,2 

23,5 

21,7 

Berlin i 

21,0 

24,2 

24,9 

22,8 

22,3 

22,6 

Bremen 1 

16,6 

19,3 

20,8 

21,5 

20,7 

20,1 

Hamburg 1 

21,5 

22,4 

24,0 

23,8 

23,6 

25,4 

Bundesgebiet 

21,4 

22,6 

23,3 

23,1 

22,8 

22,5 


ohne Beruf svorbereitungsjahr und Sonderformen der Berufsgrundbildungsjahre 
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Land 

Schüler je Klasse 

1975 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 



3. Berufsaufbauschulen 


Baden-Württemberg 

22,2 

24,4 

24,3 

23,9 

20,7 

20,3 

Bayern 

23,5 

23,5 

24,8 

24,4 

22,4 

21,3 

Hessen 

17,1 

21,5 

21,0 

21,1 

19,7 

17,9 

Niedersachsen 

19,8 

22,1 

22,0 

22,5 

19,1 

19,6 

Nordrhein-Westfalen 

— - 

22,6 

20,4 

20,5 

18,4 

16,0 

Rheinland-Pfalz 

23,8 

24,2 

24,4 

24,3 

22,5 

21,3 

Saarland 

21,0 

20,9 

20,8 

20,5 

19,1 

17,7 

Schleswig-Holstein 

15,9 

19,4 

18,6 

19,6 

15,5 

17,7 

Berlin 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

20,8 

19,2 

17,6 

18,8 

14,8 

17,6 

Hamburg 

19,2 

20,1 

21,5 

21,4 

20,2 

18,8 

Bundesgebiet 

21,7 

22,7 

22,6 

22,6 

20,5 

19,7 


Land 

Schüler je Klasse 

1975 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 



4. Berufsfachschulen 



Baden-Württemberg 

23,6 

23,4 

23,1 

23,6 

23,0 

22,3 

Bayern 

26,2 

24,0 

24,0 

24,7 

23,9 

22,5 

Hessen 

23,4 

21,9 

22,1 

22,2 

21,4 

20,9 

Niedersachsen 

23,2 

23,4 

24,0 

24,3 

23,6 

23,2 

Nordrhein-Westfalen 

23,6 

22,9 

23,3 

23,4 

23,0 

22,6 

Rheinland-Pfalz 

26,5 

25,7 

26,0 

25,9 

25,2 

24,3 

Saarland 

23,9 

23,9 

24,3 

24,8 

23,4 

23,1 

Schleswig-Holstein 

21,5 

22,8 

23,0 

22,9 

22,7 

22,1 

Berlin 

21,4 

21,7 

22,2 

21,7 

20,6 

21,8 

Bremen 

21,1 

19,4 

19,4 

19,3 

19,5 

18,7 

Hamburg 

22,1 

22,4 

22,8 

22,7 

22,5 

21,6 

Bundesgebiet 

23,7 

23,2 

23,4 

23,6 

23,0 

22,4 


ohne Schulen des Gesundheitswesens 
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noch Tabelle 5 


Land 

Schüler je Klasse 

1975 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 




5. Fachoberschulen 



Baden-Württemberg 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Bayern 

24,8 

24,6 

25,4 

25,7 

23,7 

21,2 

Hessen 

20,8 

21,6 

21,6 

21,7 

20,6 

20,3 

Niedersachsen 

22,7 

22,4 

23,9 

23,7 

21,8 

21,2 

Nordrhein-Westfalen 

23,7 

23,0 

23,7 

23,7 

22,8 

21,8 

Rheinland-Pfalz 

24,5 

24,6 

26,0 

26,3 

24,8 

22,8 

Saarland 

23,0 

25,6 

26,7 

25,9 

24,2 

22,1 

Schleswig-Holstein 

— 

25,8 

26,0 

27,8 

27,0 

24,9 

Berlin 

19,3 

21,8 

20,4 

20,9 

21,3 

21,2 

Bremen 

18,9 

18,8 

18,8 

19,6 

18,6 

18,7 

Hamburg 

20,5 

20,9 

22,0 

21,6 

21,3 

21,6 

Bundesgebiet 

23,4 

23,2 

24,0 

24,1 

22,7 

21,4 


ohne Fachgymnasien und Berufliche Gymnasien 


Land 

Schüler je Klasse 

1975 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 




6. Fachschulen^) 



Baden-Württemberg 

23,3 

21,0 

21,7 

21,3 

21,0 

20,6 

Bayern 

24,1 

23,1 

24,4 

24,3 

23,3 

22,5 

Hessen 

23,3 

21,3 

21,6 

21,8 

21,4 

20,7 

Niedersachsen 

21,9 

20,5 

20,7 

20,9 

20,7 

19,8 

Nordrhein-Westfalen 

23,4 

21,7 

22,7 

22,1 

21,4 

20,7 

Rheinland-Pfalz 

24,3 

23,4 

23,4 

23,4 

23,7 

22,7 

Saarland 

24,9 

23,6 

23,3 

21,2 

24,5 

24,5 

Schleswig- Holstein 1 


19,7 

20,3 

21,5 

20,4 

10,4 

Berlin 

21,4 

19,8 

20,0 

19,7 

18,9 

19,4 

Bremen , 

21,1 

19,5 

20,3 

18,2 

17,7 

18,0 

Hamburg 

21,9 

19,8 

21,0 

21,0 

20,7 

21,0 

Bundesgebiet 

23,8 

21,4 

22,0 

21,9 

21,5 

20,8 


im Zuständigkeitsbereich der Kultusministerien; ohne Schulen des Gesundheitswesens 
Quelle: KMK 
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Tabelle 6 


Schüler je Lehrer an beruflichen Schulen nach Ländern von 1975 bis 1984 


Land 

Schüler je Lehrer 

1975 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 



1. Berufliche Teilzeitschulen 


Baden-Württemberg 

46,4 

49,1 

48,9 

47,7 

47,6 

46,8 

Bayern 

61,8 

58,8 

54,2 

53,5 

52,3 

51,0 

Hessen 

48,3 

52,3 

47,6 

46,3 

45,4 

45,6 

Niedersachsen 

72,9 

70,3 

69,0 

67,1 

67,2 

67,4 

Nordrhein-Westfalen 

59,2 

53,4 

52,9 

52,3 

52,2 

51,0 

Rheinland-Pfalz 

57,2 

60,9 

60,0 

56,2 

57,1 

58,8 

Saarland 

50,7 

47,4 

47,3 

48,4 

48,4 

47,9 

Schleswig-Holstein 

64,5 

56,9 

56,1 

56,1 

58,6 

58,8 

Berlin 

36,2 

37,7 

36,9 

39,1 

38,9 

38,5 

Bremen 

45,8 

43,5 

41,0 

40,4 

40,2 

42,0 

Hamburg 

45,1 

36,7 

35,6 

35,2 

36,5 

35,8 

Bundesgebiet 

56,2 

54,3 

52,4 

51,5 

51,3 

50,7 


Land 

Schüler je Lehrer 

1975 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 



2. Berufliche Vollzeitschulen 


Baden-Württemberg 

13,2 

13,9 

13,9 

14,0 

13,8 

12,8 

Bayern 

13,0 

12,3 

13,4 

13,4 

12,7 

11.7 

Hessen 

16,6 

15,3 

15,5 

15,6 

15,5 

15,1 

Niedersachsen 

15,2 

13,6 

14,2 

13,9 

13,8 

13,7 

Nordrhein-Westfalen 

17,3 

16,6 

16,4 

16,6 

16,3 

15,8 

Rheinland-Pfalz 

16,3 

14,9 

14,6 

14,1 

14,0 

13,7 

Saarland 

15,7 

15,9 

16,1 

16,1 

14,8 

14,5 

Schleswig-Holstein 

19,1 

15,0 

15,8 

16,3 

16,4 

16,0 

Berlin 

11,6 

11.7 

11,6 

11.6 

10,9 

11,0 

Bremen 

15,0 

14,2 

14,3 

15,5 

14,1 

14,0 

Hamburg 

13,0 

12,6 

12,2 

12,3 

12,2 

12,1 

Bundesgebiet 

15,1 

14,4 

14,6 

14,7 

14,3 

13,8 


ohne Schulen des Gesundheitswesens 
Quelle: KMK 
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Tabelle 7 


Klassen an Berufsschulen und Benifssonderschulen 
nach wöchentlichen Unterrichtsstunden und Ländern 1984 


Land 

Klassen an Berufsschulen und Berufssonderschulen 

Insge- 

samt 

davon mit . . . wöchentlichen Unterrichtsstunden i) 

unter 

5 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

und 

mehr 

Block- 

unter- 

richt^) 

Anzahl 

% 

Baden-Württemberg 3) — 

12 669 

1,7 

1,1 

2,3 

1,1 

5,1 

9,1 

22,3 

12,7 

20,1 

19,3 

Bayern 

14 664 

0,8 

0,5 

1,9 

3,0 

17,9 

41,0 

0,7 

U 

9,4 

23,8 

Hessen 

7 499 

1,0 

0,7 

5,4 

5,3 

19,9 

11,0 

27,4 

16,6 

12,6 

. 

Niedersachsen 

9 792 

1,3 

3,4 

30,0 

28,6 

22,3 

1,3 

1,3 

0,6 

0,6 

10,5 

Nordrhein-Westfalen 

20 936 

0,5 

1,2 

13,4 

18,5 

16,9 

6,8 

12,0 

6,8 

7,3 

16,5 

Rheinland-Pfalz^) 

5130 

0,8 

0,6 

7,1 

9,9 

29,1 

6,3 

9,7 

5,1 

10,7 

19,6 

Saarland^) 

1560 

0,4 

1,0 

8,1 

19,7 

12,4 

8,3 

16,3 

19,7 

3,1 

8,6 

Schleswig-Holstein^) 

4 209 

1,0 

0,4 

11,4 

17,7 

42,7 

14 

3,4 

1,8 

6,7 

13,6 

Berlin 

2 009 

— 

— 

— 

— 

54,4 

— 

— 

— 

41,3 

4,3 

Bremen 

1419 


. 

. 

. 


. 



. 


Hamburg 3 

2 391 

. 

0,4 

3,0 

0,3 

5,5 

0,0 

0,1 

14 

20,1 

68,0 

Bundesgebiet^) 

82 278 

0,9 

U 

9,4 

11,2 

18,5 

12,2 

10,4 

6,3 

10,6 

16,8 



■ 


m 

m 








■B 



19 

■9 



10,3 

17,2 


78 838 

m 

■B 



Bi 

WM 



11,2 

14,3 

19813) 

79 834 

2,1 

1,9 

12,7 

10,4 

18,3 

11,5 

9,0 

6,0 

9,3 

18,3 

19803) 

80 307 

2,2 

2,3 

13,7 

11,6 

18,1 

11,5 

8,5 

5,8 

8,5 

17,6 


Dieser Unterricht erfolgt in Teilzeitform an einem oder mehreren Wochentagen. 
2) Dieser Unterricht erfolgt in zusammenhängenden Teilabschnitten. 

Einschließlich ohne Angabe. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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